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Die Abgeordneten zum Nationalrat Petrovic und FreundInnen· haben am 
23. April 1992 unter der Nr. 2831/J an mich beiliegende schriftli­
che parlamentarische Anfrage betreffend die "Kariesprophylaxe mit 

Fluoriden" gerichtet. 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zahnkaries ist die häufigste Erkrankung des Menschen. Bereits bei 

sechsjährigen Kindern ist die Kariesmorbidität sehr hoch. Diese 

Situation macht es aus medizinischer und volksgesundheitlicher 

Sicht erforderlich, alle wissenschaftlich empfohlenen kariespro­

phylaktischen Maßnahmen auszuschöpfen. 

Die Anwendung von Fluorid-Ionen stellt d~bei eine der vier präven­
tiven Interventionen dar, die die anderen Maßnahmen ~ Hygiene, 
Ernährung und zahnärztliche Kontrolle - nicht ersetzen kann, aber 

unterstützt. 

Die Durchführung von systemischen und lokalen Fluoridierungsmaß­

nahmen in Österreich stützt sich dabei auf die Empfehlungen der 

Weltgesundheitsorganisation, des Obersten Sanitätsrates, der drei 

Universitätszahnkliniken Österreichs sowie auf Empfehlungen und 

Stellungnahmen weiterer wissenschaftlicher Gremien des In- und· 
Auslandes. 
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Zu Frage 1: 

abis d) 

Die rechtliche Grundlage für Fluortablettenaktion und andere Flu­
oridierungsmaßnahmen ist durch Art. 10 Z 12 B-VG und die Zustän­
digkeitsanordnung des Bundesministeriengesetzes 1986, BGBl.Nr. 76 
idgF, wonach zu den Angelegenheiten des Gesundheitswesens insbe­
sondere auch "Angelegenheiten der Gesundheitsvorsorge einschließ­

lich der Gesundheitsvorsorge für die schulbesuchende Jugend" gehö­

ren, gegeben. Ausdrücklich festgestellt werden muß, daß die ange­
sprochene Fluortabletten-Aktion ein Angebot im Rahmen der Gesund­
heitsvorsorge darstellt, und die Annahme auf freiwilliger Basis 

erfolgt. 

Die Abgabe der Arzneimittel erfolgt über öffentliche Apotheken, 
sodaß die einschlägigen Bestimmungen des Arzneimittelgesetzes 

jedenfalls eingehalten werden. 

In Gebieten, in denen eine ausreichende Fluoridversorgung der in 
Frage kommenden Bevölkerung, z.B. durch Trinkwasser, gegeben ist, 

werden die angesprochenen Maßnahmen nicht gesetzt. 

Eine Weisung von Amtsärzten an die Schulbehörden im Zusammenhang 
mit der Fluortabletten-Aktion ist aus rechtlichen Gründen nicht 
möglich. Die organisatorischen Maßnahmen betreffend die Verteilung 

der Tabletten werden vom jeweiligen Land getroffen. 

Die Informationsblätter für Eltern bzwo Erziehungsberechtigte, die 
der Zustimmungserklärung zur Verabreichung der Fluor-Tabletten an 
die Kinder beige fUgt werden, sind inhaltsgleich mit der Gebrauchs­
information - diese ist von der Prüfung im Rahmen des Zulassung­
verfahrens umfaßt - für die zugelassene Arzneispezialität; es 

werden daher keine Nebenwirkungen dieser Medikamentation ver­
schwiegen. 
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Es ist zutreffend, daß Fl.uortabl.etten ("Zymafl.uor") seinerzeit 
unter Rezeptpfl.icht gestellt waren. Aufgrund einer diesbezüglichen 

Empfehlung des Obersten Sanitätsrates in der 129. Vol.lversammlung 

am 22. Juni 1974 wurde für die zugelassenen "Zymafluor"­
Tablettenpräparate mit der Begründung, daß diese Arzneispezialitä­

ten Natriumfluorid als einzigen Wirkstoff enthalten, ausschließ­

lich zur Kariesprophylaxe bestimmt sind und laut einschlägigen 
medizinischen Fachgutachten sowie unter Einhaltung der Dosierungs­

vorschriften und Beachtung der sonstigen Hinweise der Gebrauchsin­

formation keine schädlichen Wirkungen erwarten lassen, die Rezept­
pfl.icht gemäß § 2 Ahs. 3 des Rezeptpflichtgesetzes, BGBl.. 

Nr. 475/1973, sistiert. 

Diese Sistierung ist bis jetzt unverändert aufrecht und es besteht 
nach Auffassung meines Ressorts im Hinbl.ick auf den derzeitigen 

Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse und nach den praktischen 

Erfahrungen bei der Anwendung von Fl.uorpräparaten ("Zymafluor") 
zur Kariesprophylaxe auch keine Veranlassung, von der bestehenden 
Rezeptpflichtfreistel.lung abzugehen. In diesem Zusammenhang darf 

insbesondere auf die Resolution des Europarates AP (89) 3 hinge­
wiesen werden, wonach Arzneimittel mit einem Fluorgehal.t bis maxi­

mal 1 mg/dosi, die der systemischen Anwendung dienen, ausdrücklich 

rezeptfrei gestellt sind. 

Aufgrund der eingeholten Expertenmeinungen ist festzuhalten, daß 
es grundsätzlich zutrifft, daß in Lösungen mit relativ hoher Halo­

genidionenkonzentration Deckschichten von Amalgamplomben aufgelöst 

werden können und verstärkte Korrosionserscheinungen zu erwarten 

sind. Da unter physiologischen Bedingungen jedoch keine NaF-, 
NaCl.- oder KBr- und KJ- Konzentrationen in der dafür notwendigen 

Größenordnung auftreten und auch nicht die dafür benötigte Einwir­

kungszeit erreicht wird, kommt dem Problem in der Praxis keine 

Bedeutung zu. Darüber hinaus stützt sich die angesprochene Proble­

matik auf Untersuchungen, die zu einer Zeit (im Jahre 1968) publi­

ziert wurden, in der noch keine Unterschiede zwischen Gamma-2-

oder Non-Gamma-2-Amalgamen getroffen wurden. Bei 
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Non-Gamma-2-Amalgamen, die aufgrund einer Verordnung seit 1990 in 

Österreich ausschließlich verwendet werden müssen, ist die Korro­

sionsanfälligkeit an sich weitestgehend herabgesetzt. 

Wissenschaftliche Arbeiten, die eine Schädigung des Zahnmarkes 
oder die Bildung von Pulpaabszessen durch Aminfluoride belegen, 
sind meinem Ressort und den in dieser Frage konsultierten Experten 
des Fonds "Gesundes Österreich" nicht bekannt. Auch der Abteilung 

für Arzneimittelüberwachung meines Ressorts sind bisher keine 

Nebenwirkungen gemeldet worden. 

Entsprechend dem Stand der Wissenschaft werden heute in der Zahn-, 
Mund- und Kieferheilkunde folgende Fluoridwirkungen beschrieben: 

1) Die Anwesenheit von Fluorid-Ionen in niedriger Konzentration 
(z.B. Fluoridtabletten, Fluoridzahnpasten etc.) steigert und 

verbessert die Remineralisierung des Zahnschmelzes um ungefähr 

das 3-fache. Die WiederbesteIlung der ursprünglichen Schmelz­

härte nach Demineralisation durch Säurewirkung erfolgt dadurch 

rascher und strukturell bessero 

2) Die Fluoridzahnpasten, wenn sie einen pH-Wert um 5,5 oder dar­
unter besitzen, verändern die oberflächlichsten 1=2 pm der 

Schmelzoberfläche durch Bildung einer Kalziumfluorid-Deck­
schicht (CaF2) 

a) Eine Deckschicht ist wesentlich widerstandsfähiger gegen 
Säureangriffe als der unbehandelte Zahnschmelzo Bei einem 

Säureangriff - Salate, Gemüse, Fruchtsäfte, kariöse Läsionen 
etc. - werden also wesentlich weniger Mineralsalze aus dem 
Zahnschmelz herausgelöst. 

Die umgewandelte Schmelzoberfläche - globuläre Deckschicht -
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ist zwar nur unwesentlich (1-3 %) härter als die unbehandel­
te Schmelzoberfläche aber wesentlich widerstandsfähiger 
gegen Säuren. 

b) Wird die Deckschicht aufgrund von Säureeinwirkungen dennoch 
aufgelöst, stehen sofort Kalzium und Fluorid zur beschleu­
nigten Remineralisation zur Verfügung. 

3) Fluorid-Ionen werden in der Plaque gespeichert und verhindern 
ab 50 ppm die Glykolyse. Mono- und Disaccharide können nicht 
mehr zu Säuren abgebaut werden. 

Bei dem in Vorarlberg zur Verwendung gelangende als 
"Elmex-Fluorgel" bezeichneten Präparat handelt es sich um die der 
Rezeptpflicht unterliegende in Österreich zugelassene Arzneispezi­
alität "Elmex-Zahngel" (Z.Nr. 1-180093). Nach der Definition des 
Arzneimittelgesetzes (§ 2 Ahs. 11) ist die Prüfung bzw. Anwendung 
von zugelassenen Arzneispezialitäten nicht als klinische Prüfung 
im Sinne der §§ 28 ff AMG zu bewerten, sofern diese Arzneispezi­
alitäten bestimmungsgemäß angewendet werden. 

Ich sehe daher keinerlei Veranlassung, dieses Prophylaxeprogramm 
des Arbeitskreises für Vorsorge- und Sozialmedizin einzustellen. 

Arbeiten, die einen Zusammenhang zwischen Fluoridanwendung und 
Krebsentstehung vermuten ließen, wurden seitens meines Ressorts 
stets mit größter Sorgfalt überprüft. 

Auch durch einen jüngst von der US-Gesundheitsbehörde veranlaßten 
Tierversuch im Rahmen des National Toxicology Program mit dem 
Zweck, neuerlich den Zusammenhang zwischen fluoridiertem Trinkwas­
ser und Krebsrisiko zu untersuchen, wurde nachgewiesen, daß durch 
die Anwendung mit Fluoriden in der Kariesprophylaxe kein Krebsri­
siko entsteht. 
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Schließlich ist auch dort, wo natürliches Wasser einen höheren 
Fluoridgehalt aufweist, der zu einer Tagesaufnahme führt, die in 
etwa mit jener im Rahmen der gezielten Prophylaxe zu vergleichen 

ist, keine höhere Krebshäufigkeit festgestellt worden. 

Die erwähnte Veröffentlichung von Dr.VOLK sowie die Stellungnahmen 

von Dr.CELEDIN in Gemeinderats- bzw. Schulausschußsitzungen der 
Stadt Graz aus den Jahren 1972 bzw. 1973 liegen mir nicht vor. 

Das angesprochene Gutachten von Univ.ProfoDr.GÖlles, das im Rahmen 
der Sitzung eines Ausschusses über Fluoridierungsmaßnahmen des 
Obersten Sanitätsrates am 16.301983 abgegeben wurde, ist meinem 
Ressort bekannt. 

Andererseits sind meinem Ressort aber auch gegenteilige Gutachten 
von namhaften Wissenschaftlern bekannt. 

Die Stellungnahme von Univ.Prof. Dr. Pflug wurde mir von der Stei­
ermärkischen Landesregierung nicht übermittelt. Es ist mir daher 
auch nicht bekannt, auf welche Arbeiten und Autoren sich der zi­
tierte Vorwurf der Sorglosigkeit bezieht. 

Es ist bekannt, daß Herr Prof. Klinzel wegen der höheren Erfas­
sungsquote der Bevölkerung, passiven KOllektivmaßnahmen, wie der 
Trinkwasserfluoridierung den Vor~ug gegenüber aktiven, semikollek­
tiven Maßnahmen, wie der Tablettenfluoridierung, gab. 
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Arbeiten, die die Ergebnisse der Professoren Marthaler und König 
an Schweizer Schulkindern wissenschaftlich widerlegen, sind mir 
nicht bekannt. 

Andererseits ist mir bekannt, daß im Kanton Zürich weiterhin flu­
oridiertes Kochsalz zur Kariesprophylaxe eingesetzt wird, da so­
wohl die verantwortlichen Gesundheitsbehörden, wie auch namhafte 
Wissenschafter, so etwa die Schweizerische Akademie der Medizini­
schen Wissenschaften, aufgrund international anerkannter For­
schungsergebnisse vom Nutzen der Fluoride zur Kariesprophylaxe 
überzeugt sind. 

Es ist bekannt, daß die Erfolge der Kariesprophylaxe in Basel 
nicht ausschließlich auf die Trinkwasserfluoridierung zurückzu­
führen sind. Eine Rückfrage im Basler Gesundheitsamt ergab, daß 
die Fluoridierung nach wie vor als eine wirksame Maßnahme zur 
Kariesprophylaxe betrachtet wird, und an eine Einstellung der 
Trinkwasserfluoridierung derzeit nicht gedacht ist. 

Es besteht keine Veranlassung, die Integrität der WHO-Experten und 
international anerkannter Wissenschafter in Frage zu stellen. Mein 
Ressort stützt sich bei der Durchführung kariesprophylaktischer 
Maßnahmen auf die weiterhin aufrechten Empfehlungen der WHO zur 
Durchführung systemischer Fluoridierungsmaßnahmen. 

s bis u) 

Das Gesundheitsressort hat sich immer mit den Argumenten der Flu­

oridkritiker auseinandergesetzt und hat alle ernstzunehmenden 
Bedenken gegen Fluoridierungsmaßnahmen wiederholte Male von Exper-
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ten überprüfen lassen. Es wurden auch wiederholt Kritiker der 

Fluoridprophylaxe in die beratenden Expertengremien der Landesre­

gierungen und des Gesundheitsressorts eingeladen. 

Teilweise liegen dem Ministerium auch die Protokolle der genannten 
Veranstaltungen vor. Es ergaben sich daraus jedoch keine neuen 

wissenschaftlichen Gesichtspunkte hinsichtlich der Kariesprophyla­

xe mittels Fluoriden. 

Mein Ressort wird sich weiterhin an den Empfehlungen der WHO, des 

Obersten Sanitätsrates, anderer in- und ausländischer Experten­

gremien, der drei österreichischen Universitätszahnkliniken, sowie 

an den internationalen wissenschaftlichen Forschungsergebnissen 

orientierenQ 

Ich kann hier nur nochmals betonen, daß sich bisher aus der Fach­
literatur und den kontinuierlich durchgeführten Beratungen mit 

Experten ein Gesundheitsrisiko durch Fluoridgabe nicht belegen 

ließ und diese kariesprophylaktische Maßnahme auch weiterhin in­

ternational empfohlen und angewendet wird. Es ist dies auch in 
Österreich ein präventivmedizinisch begründetes Angebot für die 

Bevölkerung, das auf freiwilliger Basis genutzt oder abgelehnt 
werden kannQ 

In diesem Zusammenhang muß festgehalten werden, daß meinem Ressort 
ebenso wie der Vergiftungsinformationszentrale bisher ein tödlich 

verlaufener Ingestionsunfall mit Fluoridtabletten in österreich 
bekannt istQ In diesem Fall wurden von einem zweieinhalbjährigen 

Kind ca. 200 Tabletten zu lmg NaF eingenommen. Der tödliche Ver­

lauf wurde, nach Annahme des untersuchenden Gerichtsmediziners, 
dabei durch eine bestehenden Darmerkrankung begünstigt. 
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Zur Frage der Ingestionsunfälle hat mein Ressort eine Stel­

lungnahme der Vergiftungsinformationszentrale eingeholt. Demnach 

beträgt die Häufigkeit von Ingestionsunfällen mit NaF-hältigen 

Präparaten, wie sie in Form von telefonischen Anfragen in der 

Vergiftungsinformationszentrale registriert werden, nur zwischen 

zwischen 2-3% der gesamten Beratungsfälle dieser Einrichtung. Im 

Vordergrund stehen bei diesen Anfragen zum überwiegenden Teil 
geringfügige Überdosierungen im Rahmen von kindlichen Ingestions­

unfällen. Die Vergiftungsinformationszentrale führt dazu weiter 

aus, daß aus medizinischer und toxikologischer Sicht diese Fälle 

als unproblematisch betrachtet werden können. 

Da auch beim Gesundheitsressort bislang keine Meldungen über Zwi­

schenfälle, Nebenwirkungen, Wechselwirkungen, Unverträglichkeiten 
oder sonstige unerwünschte Arzneimittelwirkungen bei bestimmungs­

gemäßem Gebrauch von kariesprophylaktischen Fluorpräparaten 
("Zymafluor lt

) eingelangt sind, wird eine Aufhebung der erteilten 

Zulassungen gemäß § 23 Arzneimittelgesetzes - AMG, BGBl.Nr. 

l85/l983,idgF, mangels jeglicher sachlicher Begründung nicht in 
Erwägung gezogen. 

Daß bei Flouridtabletten dieselbe Vorsichtspflicht zur kindersi­
cherenAufbewahrung gilt wie bei allen anderen Arzneimitteln, ist 
selbstverständlich. 

Die Einführung der Kochsalzfluoridierung ist eine von der WHO 

empfohlene Methode der systemischen Kariesprophylaxeo Eine grund­

sätzliche Ablehnung der Kochsalzfluoridierung halte ich daher 
nicht für zielführend. Die Frage der Einführung der Kochsalzflu­
oridierung in Österreich wird derzeit von meinem Ressort geprüft. 
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Zu Frage 2: 

Der Oberste Sanitätsrat ist ein beratendes und begutachtendes 
Organ des Gesundheitsministers in allen Angelegenheiten des Ge­

sundheitswesens. Die Erteilung von Weisungen ist nicht zulässig 

und würde auch dem Sinn der Einrichtung eines beratenden Organs 

zuwiderlaufen. 

Den Vorsitz in den Vollversammlungen des Obersten Sanitätsrat 

führt der Präsident bzw. in seiner Vertretung ein Vizepräsident. 

Präsident und Vizepräsidenten werden von der Vollversammlung des 
Obersten Sanitätsrates jeweils für die dreijährige Funktionsperio­

de gewählt. 

Der Oberste Sanitätsrat übt seine Tätigkeit in Vollversammlungen 
aus. 

Die Vollversammlung kann von Fall zu Fall zur Beratung bestimmter 

Angelegenheiten Komitees einsetzen, die Beschlußfassung über Emp­

fehlungen bzw. Gutachten kommt aber, soferne die Vollversammlung 

nicht ausnahmsweise ein Komitee zur endgültigen Abgabe eines Gut­
achtens ermächtigt hat, der Vollversammlung zu. 

Da der Oberste Sanitätsrat ausdrücklich die Aufgabe hat, den Bun­
desminister zu beraten, ist auch = wie unter 20a) der Anfrage zu­

treffend erwähnt - kein "Parteienverkehr nach aUßen" vorgesehen. 
Desgleichen sind auch die Beratungen bzw. die Sitzungsprotokolle 
nicht öffentlich zugänglich. 

Die Mitglieder des Obersten Sanitätsrates werden jeweils im Öster­
reichischen Amtskalender veröffentlicht. 

Die Liste der Mitglieder für die Funktionsperiode 1992/1994, die 

1992 noch von meinem Amtsvorgänger bestellt wurden, ist als Anlage 
angeschlossen. 
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Mit der Fluorproblematik hat sich der Oberste Sanitätsrat seit 

1955 in folgenden Vollversammlungen befaßt: 

7. Mai 1966 
19. März 1966 

12. Dezember 1970 

11. November 1972 
24. Jänner 1976 
11. Dezember 1976 
20. Oktober 1979 
13. März 1982 

28. Jänner 1984 

10. Oktober 1987 

17. Juni 1989 

Es ist richtig, daß der Präsident des Obersten Sanitätsrates, 
Univ.-Prof. Dr. Fellinger auch Präsident der Österreichischen 
Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundheit (ÖAV) ist. Es ist dagegen 

nicht zutreffend, daß die ÖAV eine von Pharmafirmen getragene Ein­
richtung ist. 

Es ist - wie von der ÖAV mitgeteilt wurde - ferner richtig, daß 

die ÖAV in der Arbeitsgemeinschaft für zahngesundheitserziehung 

vertreten ist. Eine Zusammenarbeit der ÖAV mit der österreichi= 

sehen Gesellschaft für Zahnhygiene besteht im Rahmen einer Ar­

beitsgruppe, die sich derzeit mit der Frage einer Auszeichnung 

zahngesunder Lebensmittel sowie von Zahnpflegeprodukten befaßt, 

eine Auszeichnung, wie sie derzeit in der Schweiz gehandhabt wird. 

Klarstellen möchte ich aber, daß Mitgliedschaften von Experten in 

verschiedenen Fachgremien gerade aus fachlichen Überlegungen dur­

chaus üblich sind. Dies von vornherein negativ zu bewerten, halte 
ich nicht für zielführend. 

Mein Ressort hat jedenfalls keinen Anlaß, an der Integrität der 

Mitglieder des Obersten Sanitätsrates zu zweifeln. 
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Zu Frage 3: 

a und b) 

In diesem Zusammenhang wird auf die Beantwortung der Frage 1 lit. 

abis d verwiesen. Die Vollziehung des Schulunterrichtsgesetzes 

fällt jedoch nicht in den Zuständigkeitsbereich des Gesundheitsmi­

nisteriumso 

c bis m) 

Da Vorgänge angesprochen werden, die ZoTe mehr als 3 Jahrzehnte 
zurückliegen, sei vorweg darauf hingewiesen, da~ gemä~ der derzeit 
für das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsumenten­
schutz gültigen Skartierungsordnung Verwaltungs akten grundsätzlich 

bereits nach 7 Jahren ab dem Jahr, in welches der Tag der Genehmi­

gung fällt, skartiert (doho aus der Ablage ausgeschieden) werden 
dürfen 0 

Soweit mit den aufgeworfenen Fragen in Zusammenhang stehende Auf­
zeichnungen noch vorhanden sind, wurden seit Einführung der Aktion 

zur Karies-Prophylaxe für den Ankauf von Fluor-Tabletten seitens 
des Bundesministerium für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 
folgende Beträge aufgewendet: 

Jahr Betrag 

1973 S 1,02500000--
1974 S 1,26500000--
1975 S 1,32900000--
1976 S 1,352.0000--
1977 S 1,476.0000--
1978 S 1,489.000.--
1979 S 1,585.000.--
1980 S 1,6340000.--
1981 S 1,729.000.--
1982 S 1,748.000.--
1983 S 1,846.000.--
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1984 S 1,918.000.--

1985 S 1,294.000.--

1986 S 1,175.000.--

1987 S 1,112.000.--

1988 S 1,050.000.--

1989 S 1,678.000.--

1990 S 1,665.000.--

1991 S 1,670.000.--

Für Steiermark wurden 1991 S 300.000.-- für den Ankauf von flu­

oridhältiger Zahnpasta zur Verfügung gestellt. 

Für 1992 sind für den Ankauf von Flour-Tabletten S 2,000.000,-­

vorgesehen. 

Weiters wurden im gegebenen Zusammenhang nachfolgende Beträge aus 

Bundesmitteln aufgewendet: 

Subventionen: 

Österreichische Forschungsgesellschaft 

für Zahnschäden: 

Errichtung einer 

Mundfloraforschungsstätte 1974 

1975 

S 254.000,-­

S 100.000,--

1976 S 100.000,--

1977 S 80.000,--

Arbeitsgemeinschaft für Zahngesundheitserziehung (AGZ): 

Aufk1ärungsarbeit 1975 S 70.000,--
Personal 1977 S 55.000,--
Personal 1978 S 50.000,--
Enquete 1979 S 9.000,--
Personal 1979 S 50.000,--
Personal 1980 S 50.000,--
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heitserziehung in Schulen 

und in der Bevölkerung 1981 S 140.000,--

Personal 1982 S 150.000,--

Personal, Aufklärung in 

Schulen 1983 S 190.000,--

Öffentlichkeitsarbeit 1984 S 150.000,--

Öffentlichkeitsarbeit, 

Personal 1985 S 180.000,--

Internat. Dokumentationszentrum 

für präventive Zahnheilkunde: 

Fachliteratur 1985 S 10.000,--

Steirische Gesellschaft für 

Gesundheitsschutz: 

Zahnprophylaxe 1982 S 120.000,--

Fonds Gesundes Österreich: 

unter anderem für 
Zahnprogramme 1988 S 2,694.000,--

Aufklärungsschriften: 

Zahngesundheit Aktuell 1974 S 513.000.--

Fluortablettenaktion 

(Lehrerinformation) 1976 S 30.000.--
Zahngesundheit 1976 S 612.000.--
Zahngesundheit (AGZ) 1981 S 29.000.--
Fal tprospekt "Gesunde Zähne" 
(AGZ) 1984 S 69.000.--
Regeln für gesunde Zähne 

(3.000 Stück) 1984 S 1.000.--
Faltprospekt "Gesunde Zähne" 1985 S 1.000.--

2795/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)14 von 42

www.parlament.gv.at



-15-

Studien: 

1975 Fluor, Prof. Wo1zogen s 200.000,--

1977 Zahnkariesprophylaxe mittels 

Fluoriden; Sichtung der Arbeiten 
von Ziegelbecker S 14.000,--

Zahnkariesprophylaxe mittels 

Fluoriden. ARGE Fluor 

Studiendauer 1977 - 1979 S 399.000,--

Ätiologie der Parodontopathien, 

österr.Forschungsgesellschaft 

für Zahnschäden 

Studiendauer 1977 - 1978 S 94.000,--

1980 Mathematische Analyse kario-

logischer Daten an Hand von 

Modellen zur Objektivierung der 

Karlesprotektion Durch Fluoridwirkung, 

ARGE Fluor 

Studiendauer 1980 - 1981 S 195.000,--

1982 Fluorprophylaxe (Referat gehalten 

beim OSR)i Manuskript 

Prof 0 Marthaler S 10.000,--

1983 Zahnprophylaxe bei Lehrlingen, 

Steiro Gesellschaft für Gesund-
heitsschutz 

Studiendauer 1983 - 1984 S 260.000,--
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1984 

1985 

1987 

-16-

Verbesserung der Zahngesundheit 

bei Lehrlingen; Steiro Gesell-

schaft für Gesundheitsschutz 

Studiendauer 1984 - 1985 

Zahnhygiene in Kindergärten 

Steirische Gesellschaft für 

Gesundheitsschutz 

Studiendauer 1985 - 1986 

Verbesserung der Zahngesundheit 
bei Lehrlingen 

Steirische Gesellschaft für 

Gesundheits schutz 

Studiendauer 1985 - 1986 

Kariesprophylaxe in Kindergärten 

Steiro Gesellschaft für Gesund-

heitsschutz 

Kariesprophylaxe bei Lehrlingen 

Steir. Gesellschaft für Gesund­

heitsschutz 

Aufwendungen für Tagungen g 

1973 - 1988 gesamt 

S 260.000,--

S 167.000,--

S 259.000,;"-

S 35.000,--

s 44.000,--

s 

Welche Beträge andere Gebietskörperschaften aufgewendet haben, ist 

meinem Ressort nicht exakt bekannt. 
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Hinsichtlich der Struktur und Organisation des Gesundheitsressorts 
und bezüglich der Mitglieder des Obersten Sanitätsrates wird auf 
den jeweiligen Amtskalender verwiesen. Die Liste der Mitglieder 
des Obersten Sanitätsrates für die Funktionsperiode 1992/1994 

liegt der Beantwortung bei. 

Im Fonds "Gesundes Österreich" führt der Gesundheitsminister den 

Vorsitz; das Ministerium entsendet zusätzlich zwei Vertreter. Dem 

Präsidium der ÖAV gehört ein Vertreter des Ressorts an. 

Darüber hinaus bezieht sich die Frage auf die Organisation und 
personelle Zusammensetzung privater Vereinigungen, die nicht in 

die Zuständigkeit des Bundesministeriums für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz fallen, sondern interne Angelegenheiten dieser 
Rechtsträger sind. 

Die Frage bezieht sich auf Verwaltungsvorgänge bzw. Schriftwechsel 

aus dem Jahr 1980. Meine Informationen hiezu beruhen daher ledig­

lich aufgrund mir noch zur Verfügung stehender Akten bzw. Recher­
chen und Auskünften von Beamten. 

Demnach stellt sich der Sachverhalt wie folgt dar: 

Herr Ing. Ziegelbecker wandte sich im Jahr 1980 mit einem Schrei­

ben, datiert vom 25. Juni 1980, an den Herrn Bundespräsidenten. 

Dieses Schreiben wurde dem Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz von der Präsidentschaftskanzlei mit Schreiben vom 3. 

Juli 1980 zur Stellungnahme übermittelt und vom Ressort am 
14. Juli 1980 beantwortet. Diese Stellungnahme wurde Herrn Ing. 

Ziegelbecker zur Kenntnis gebracht, der daraufhin Beschwerde führ­

te, daß der Gesundheitsminister unrichtig informiert worden sei. 
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Außerdem wurde Herrn Ing. Ziege1becker mit Schreiben vom 
8. Juli 1980 vom damaligen Bundesminister für Gesundheit und Um­

weltschutz Dr. SALCHER die Möglichkeit zur Darlegung seines Stand­

punktes in einem persönlichen Gespräch angeboten. 

Mit Schreiben vom 26. Juli 1980 wandte sich Herr lng. Ziegelbecker 

dann neuerlich an den Bundespräsidenten. Dieses Schreiben wurde 

dem Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz mit Schreiben 

des Bundespräsidenten vom 22. August 1980 mit dem Ersuchen um 
Prüfung der Angelegenheit übermittelt. 

Im Herbst 1980 fand das im Schreiben vom 8. Juli 1980 angebotene 

Gespräch zwischen Bundesminister Salcher und Ing. ziegelbecker 

statt, auf das sich Herr lng. Ziegelbecker in einem weiteren 

Schreiben an den Bundesminister vom 25.11.1980 positiv bezieht. 

Das Schreiben des Herrn Bundespräsidenten wurde schließlich nach 
eingehender Prüfung des Sachverhaltes, nach einem persönlichen 
Gespräch und wiederholtem Schriftwechsel mit Ing. Ziegelbecker 
sowie nach einem zwischenzeitlich erfolgten Ministerwechsel vom 

damaligen Bundesminister Dr. STEYRER am 29. Juni 1981 beantwortet. 
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BEILAGEN 

ANFRAGE 

der Abgeordneten Petrovic und FreundInnen 

an den Bundesminister für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 

betreffend die "Kariesprophylaxe mit Fluoriden" 

Im Mai 1955 hat sich der Oberste Sanitätsrat erstmals mit dem Fluorproblem befaßt, 
1956 hat er die Einführung der Fluortablettenaktion auf Betreiben des Leiters der 
Wiener Universitätszahnklinik, Prof. Driak, empfohlen. Eine sorgfältige 
wissenschaftliche Überprüfung der später als falsch nachgewiesenen 
ausländischen zahnärztlichen Erfolgsstatistiken ist damals nicht erfolgt. 1955 
wurden in Österreich erstmals Fluortabletten zur Kariesvorbeugung ausgegeben 
(Gemeinde Litschau, N.Ö.). 1957 wurde die Fluortablettenaktion mit Erlaß des 
Bundesministeriums für Unterricht und Kunst auf Empfehlung des damaligen 
Bundesministeriums für Soziale Verwaltung an den Pflichtschulen, nach 1960 
auch in Kindergärten und Mütterberatungen (Ausgabe an Schwangere und 
Stillende) eingeführt. 

Zahnkaries ist unbestritten (im Gegensatz zum Kropf als jodmangelkrankheit) 
überhaupt keine Fluormangelkrankheit. Es ist bisher auch nirgends. gelungen, 
Fluormangel zu erzeugen, sondern absichtlich oder unabsichtlich nur 
Fluorüberschuß, begleitet von Gesundheitsschäden. Die Hauptursachen der 
verbreiteten Zahnkaries sind der hohe Zuckerkonsum sowie häufige süße, 
klebrige Zwischenmahlzeiten und Süßgetränke und nicht "zu wenig Fluorid". 

Inzwischen ist die Fluoridierung weltweit wissenschaftlich, rechtlich, und 
gesundheitspolitisch heftig umstritten und wurden teilweise sogar gesetzlich 
angeordnete und angeblich bestens bewährte Fluoridierungsmaßnahmen 
verschiedener Art vielenorts aufgrund massiver Bedenken e n t ge gen 
mehrfachen Empfehlungen der WHO und anderer namhafter medizinischer und 
gesundheitspolitischer Gremien eingestellt. 

Daher sind die neuerlichen Versuche, die Fluoridierung. in Österreich nicht 
einzuschränken, sondern nicht zuletzt aufgrund äußerst zweifelhafter Schweizer 
Erfolgsmeldungen einer bekannten zahnärztlichen Fluor-Lobby auszuweiten und 
sogar das Kochsalz für die gesamte Bevölkerung mit dem starken Enzym-, Zell- und 
Speichergift Natriumfluorid anzureichern, völlig unverständlich und 
entschieden abzulehnen. 
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Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher an den Herrn Bundesminister für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz folgende 

Anfrage 

1.) Die Fluortablettenaktion wurde in Österreich 1956 "durch einen generellen 
Verwaltungsakt ins Leben gerufen, der als Empfehlung anzusehen ist und der auf 
vollkommen freiwilliger Basis beruht" (Bundeskanzler Dr. Kreisky vom 24. 
Dezem ber 1973). Obwohl für diese Aktion von Bund, Ländern, und Gemeinden 
jährlich Millionenbeträge ausgegeben werden, hunderttausende Kinder in 
öffentlichen Einrichtungen wie Schulen, Kindergärten und Mütterberatungen 
daran beteiligt sind und dort von inkompetenten öffentlich Bediensteten 
(LehrerInnen, KindergärtnerInnen, etc.) durch Verabreichung nach § 11 AMG 
zugelassener Arzneispezialitäten medizinisch behandelt werden, die Eltern und 
Erzieh ungsberech tigten schriftliche Einverständniserklärungen ab g e ben 
müssen, kommt nach Darstellung des Bundesministeriums für Gesundheit und 
Umweltschutz bei der Zahnkariesprophylaxe mittels Fluoriden keiner Person eine 
Parteistellung im Sinne des AVG 1950 zu (Bescheid vom 28. September 1973, Zl. 
52.169/17-4/0/3-73). D.h., alle Beteiligten und die gesamte Fluoraktion 
bewegen sich gewissermaßen im rechtlosen Raum. 

Gemäß Art. 18 Abs. 1 B.-VG. darf jedoch die gesamte staatliche Verwaltung nur auf 
Grund der Gesetze ausgeübt werden. 

a) Auf welcher Rechtsgrundlage wurden die Fluortablettenaktion und 
andere Fluoridierungsmaßnahmen (Lokalbehandlungen mit Fluorpräparaten) in 
öffentlichen Einrichtungen wie Schulen und Kindergärten eingeführt und 
werden diese seither durchgeführt? 

b) Auf welcher Rechtsgrundlage werden die gemäß § 11 AMG zugelassenen 
und damit u.a. den Bestimmungen der §§ 8, 51 bis 54, 57, 59, 61 Arzneimittelgesetz 
unterliegenden fluorhältigen Arzneispezialitäten, wie z.B. Fluortabletten, an 
Schulen und Kindergärten und dort von LehrerInnen und KindergärtnerInnen 
regelmäßig ohne ärztliche Überwachung und ohne Abgabe der 
Gebrauchsinformation gemäß § 8 AMG und von Warnhinweisen gemäß § 52 AMG , 
sowie ohne Kenntnis der individuellen Gewebslage und anderweitiger Einnahmen 
von Medikamenten und fluorhältigen Produkten (z.8. Mineralwässer), an die 
Kinder abgegeben? 

c) Auf welcher Rechtsgrundlage werden von Amtsärzten Weisungen der 
Schulbehörden an Lehrer veranlaßt, wonach Lehrer nicht nur gezwungen·. 
werden, fluorhältige Medikamente (Tabletten) an Kinder auszugeben, sondern 
ihnen sogar verboten wird, sich innerhalb der Schulkonferenz kritisch zur 
Zahnprophylaxe mittels Fluoriden zu äußern? 

d) Fluortabletten standen jahrzehntelang aus guten Gründen unter 
Rezeptpflieht und sind keineswegs völlig unbedenkliche und unumstrittene 
Medikamente. Daher besteht nach zahlreichen Erkenntnissen des Obersten 
Gerichtshofes (u.a. 7 Ob 593/90) ärztliche Aufklärungspflicht über mögliche 
Wirkungen und Nel?,enwirkungen (Zahnfluorose, Erhöhung der Löslichkeit von 
Amalgamplomben, Ubelkeit, Magenblutungen, Fluoridanreicherung im Skelett 
und vorzeitiges Altern desselben, Krebs, u.a.m.). In den von den Schulen und 
Kindergärten ausgegebenen "Elternbriefen" und Informationsmaterialien der 
Sanitäts- und Schulbehörden, mit deren Hilfe auch die Einverständniserklärung 
der Eltern erwirkt werden soll, finden sich keinerlei Hinweise auf die 
bestehenden und amtsbekannten, unwiderlegten Bedenken gegen den Nutzen 
dieser Medikamente gegen Karies und auf die bekannten möglichen 
Nebenwirkungen. 
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Auf welcher Rechtsgrundlage werden den Eltern und 
Erziehungsberechtigten, aber auch den LehrerInnen und Kindergärtnerinnen 
als per Erlaß und Weisung mit der Durchführung betrauten Personen die 
wissenschaftlichen Erkenntnisse über die Nutzlosigkeit und die Nebenwirkungen 
dieser Medikamentation gezielt verschwiegen und solcherart das Einverständnis 
der Eltern erwirkt? 

e) Ist Ihnen bekannt, daß Halogenionen und darunter insbesondere auch 
Fluorionen, wie sie im Wirkstoff Natriumfluorid (NaF) vieler Fluorpräparate und 
auch der Fluortabletten enthalten sind, die Deckschichten von Amalgamplomben 
angreifen und die Löslichkeit des Amalgams erhöhen, was sich auch in einem 
Gewichtsverlust der Probe bemerkbar macht? 

f) Ist Ihnen bekannt, daß Aminfluoride, wie sie insbesondere in ELMEX­
Präparaten vorkommen und derzeit bei Versuchen mit der Lokalapplikation 
eingesetzt werden, eine starke Oberflächenaktivität (Tenside) und enorme 
Diffusionskraft besitzen und zu Schädigungen des Zahnmarks und zu 
Pulpaabszessen führen können? 

g) Ist Ihnen bekannt, daß entgegen der herkömmlichen, unter dem 
Deckmantel von "Wissenschaftlichkeit" betriebenen Fluor-Propaganda, Fluor den 
Zahnschmelz nicht härtet und hochkonzentrierte Fluorlösungen und Präparate, 
wie sie in der Lokalapplikation zur Anwendung kommen, den Zahnschmelz sogar 
anätzen, entkalken, und destruktiv erweichen? 

h) In Vorarlberg wird derzeit die klinische Prüfung. eines 
hochkonzentrierten, rezeptpflichtigen ELMEX-Fluorgels an Schulkindern und 
somit an Minderjährigen durchgeführt, bei der der ärztlichen 
Aufklärungspflicht in keiner Weise nachgekommen. wird und für die so gut wie 
alle Voraussetzungen nach den Bestimmungen der §§ 28 bis 48 Arzneimittelgesetz 
fehlen. Das Fluorgel kann dabei mit einem Zettel ("Rezept"), den die Kinder in der 
Schule erhalten, in der Apotheke abgeholt werden. 

Sind Sie bereit, diese vom "Arbeitskreis für Vorsorge- und Sozialmedizin" 
(AKS) inszenierte Aktion sofort einzustellen und die Verantwortlichen zur 
Rechenschaft zu ziehen? 

i) Ist Ihnen bekannt, daß auf authentische und amtliche Daten gestützte 
hochsignifikante und im Gegensatz zu Behauptungen und Ablenkmanövern 
fluorbefürwortender Kreise unwiderlegte Zusammenhänge zwischen 
Fluoridierung und Krebs bestehen und sind Sie bereit, diese Fakten zur Kenntnis 
zu nehmen und daraus Konsequenzen zum Schutz der Bevölkerung zu ziehen? 

j) Ist Ihnen bekannt, daß der Leiter der Dnzer Schulzahnklinik, Dr. Volk, 
aufgrund eigener Erhebungen in Linz und einer Nachprüfung der Wiener 
Erfolgsberichte des Dr. Binder in einer Veröffentlichung in der einschlägigen 
zahnärztlichen Fachliteratur die Wiener "Erfolge" als statistischen Artefakt und 
die Fluortablettenaktion als ungeeignet zur Kariesvorbeugung bezeichnet hat und 
der Leiter der Grazer Schulzahnambulatorien, Dr. Celedin, in seiner 
Stellungnahme an läßlich einer Anfrage in der ordentlichen öffentlichen 
Gemeinderatssitzung vom 16. März 1972 in Graz sowie anläßlich der Sitzung des 
Gemeinsamen Schulausschusses der Stadt Graz im Mai 1973 einen sichtbaren 
positiven Effekt der langjährigen Fluortablettenaktion verneint hat? 

k) Ist Ihnen bekannt, daß der Grazer Statistiker und.Biometriker, .Univ . .., 
Prof. Dr. Gölles, vom Institut für Statistik der Technischen Universität Graz 
an läßlich einer Anhörung und Sitzung eines Ausschusses des Obersten 
Sanitätsrates am 16.3.1983 festgestellt hat, daß die grundlegenden Studien über die 
karieshemmende Wirkung von Fluoridierungsmaßnahmen "gravierende Mängel 
aufweisen und somit die Ergebnisse dieser Studien sehr problematisch, wenn 
nicht sogar unglaubwürdig sind."? 
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I} Ist Ihnen bekannt, daß der Leiter der Abteilung für Statistik und 
an gewand te Mathematik an der Universität Wien, o.Univ.-Prof.Dr. Pflug, in seiner 
Stellungnahme vom 29.4.1991 für die Steierm. Landesregierung zu Studien über 
die Wirksamkeit von Fluortabletten gegen den Kariesbefall (u.a. Wiener 
"Erfolgsberichte" und die angebliche Karieszunahme infolge "Verunsicherung" 
durch die Fluorgegner) abschließend zur Feststellung gelangt ist: "Ich wiederhole 
noch einmal die für mich erschreckende Sorglosigkeit der Autoren 
(Fluorbefürworter, eig. Bem.), die einerseits den Kariesrückgang eindeutig auf 
Fluor zurückführen, andererseits die Vermehrung auf die "Verunsicherung". 
Nachdem die "Verunsicherung" niemals gemessen oder erhoben wurde, ist dies 
reine Spekulation. "? 

m) Ist Ihnen bekannt, daß ein groß angelegtes und gut kontrolliertes 
mehrjähriges Fluortablettenexperiment in der DDR erfolglos blieb (die Karies 
ging in der unfluoridierten Kontrollgruppe gleich zurück wie in der 
fluoridierten Versuchsgruppe) und der Autor und führende Fluorbefürworter­
Experte des Ostblocks, Prof. Künzel, die Tablettenfluoridierung als ungeeignete 
Maßnahme zur Kariesvorbeugung in größeren Kollektiven bezeichnete? 

0) Ist Ihnen bekannt, daß die auch vom Bundesministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz zur Stützung seiner Fluor-Thesen herangezogene, vielfach als 
"klinischer Beweis" apostrophierte Fluortablettenstudie der führenden Schweizer 
Fluor-Experten Prof. Marthaler und Prof. König (beide sind WHO-Experten, Prof. 
Marthaler ist auch Vorsitzender der "Fluor-Kommission" der Schweizerischen 
Akademie der Medizinischen Wissenschaften) an Schweizerischen Schulkindern 
aus dem Kanton Zürich schon seit 1973/74 wissenschaftlich längst widerlegt ist, 
die dortigen "Fluortablettenerfolge" als mittels unzulässiger Vergleiche und 
Datenselektionen konstruiert nachgewiesen und in 1S Stellungnahmen 
unabhängiger namhafter Wissenschafter und Fachleute verschiedener 
Disziplinen vernichtend kritisiert wurden? 

p) Ist Ihnen bekannt, daß es auch für die vielgerühmte und als Beispiel 
auch in Österreich gepriesene Basler Trinkwasserfluoridierung (TWF) entgegen 
den Behauptungen der zahnärztlichen Fluorbefürworter aus Basel überhaupt 
keinen wissenschaftlichen Nachweis für einen karieshemmenden Effekt der 
dortigen TWF gibt, die dortigen Kariesrückgänge gar nicht von der T W F 
verursacht worden sein können und andere Ursachen haben, und daß das 
Gesundheitsamt schon 1976 festgestellt hat, daß der Beweis der Nützlichkeit der 
Fluoridierung nicht erbracht ist und die Einstellung der 
Trinkwasserfluoridierung in Basel vorgeschlagen hat? 

q) Ist Ihnen bekannt, daß die Fluorempfehlungen der 
Weltgesundheitsorganisation WHO vom Internationalen Zahnärzteverein FDI 
(einer Standesvertretung von Zahnärzten) mit Unterstützung der ORCA, eines zur 
Verbreitung der Fluoridierung unter starker Mitwirkung der Fluor-, Süßwaren­
und Süßgetränkeindustriegegründeten Vereins, der nur von Fluorbefürwortern 
beschickt ist, vorbereitet wurde, und die zahnärztlichen Erfolgstatistiken, auf die 
sich die Fluorempfehlung der WHO stützt, wissenschaftlich nicht stichhaltig und 
längst widerlegt sind? 

s) Können Sie erklären, warum Ihr Ministerium all diese an sich längst 
bekannten Tatsachen bisher offensichtlich nicht·_ zur Kennnis genommen und 
keine Konsequenzen daraus gezogen hat und sind Sie bereit, nunmehr 
Konsequenzen daraus zu ziehen? 

t) SChOll vor geraumer Zeit haben sich österreichische Elternvereine an 
den öffentlichen Pflichtschulen auf verschiedenen Ebenen und andere 
Organisationen, wie z.B. die Naturfreunde Villach und die Kinderfreunde 
Oberösterreichs, gegen die Fluoraktionen ausgesprochen, was aber von Ihrem 
Ministerium konsequent ignoriert wurde. 
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Die Steiermärkische Landesregierung hat viermal eine Fluor-Enquete 
(1973,1980,1982,1991) unter Zuziehung von Experten der Pro- und Kontraseite 
abgehalten und aufgrund der dort aufgetauchten schwerwiegenden 
wissenschaftlichen und rechtlichen Bedenken die Fluortablettenaktion bereits 
1973. eingestellt und nicht wieder aufgenommen. Ihr Ministerium war jedesmal 
zur Enquete eingeladen, ist aber nur 1973 erschienen und hat die übrigen 
Veranstaltungen (1980, 1982, 1991) regelrecht boykottiert und auch die 
schriftlichen Unterlagen und Ergebnisse bis heute nicht zur Kenntnis genommen 
und daraus auch keine ernsthaften Konsequenzen gezogen. 

Sind Sie bereit, die Argumente und Ergebnisse der Fluor-Enquete 1973, 1980, 
1982, 1991 der Stmk. Landesregierung - auch jene, die gegen die Fluormedikation 
sprechen - im Sinne der Ermittlung des wahren Sachverhaltes und des 
Willkürverbotes in der Entscheidungsfindung zur Kenntnis zu nehmen und 
daraus Konsequenzen in Richtung einer Einstellung der Fluoraktionen zu ziehen? 

u) Sind Sie bereit, in Hinkunft auch die Kritiker ernst zu nehmen und 
anzuhören und keine Pro-Fluor-Veranstaltungen und Anhörungen mehr unter 
Ausschluß der Kritiker zuzulassen? 

Es sei hier ergänzend darauf hingewiesen, daß umfangreiche öffentliche, 
zum Teil sogar gesetzlich angeordnete, langjährige Fluoridierungsmaßnahmen 
trotz der Ruorempfehlungen der WHO und vieler anderer Gremien (die aUe auf die 
gleichen untauglichen zahnärztlichen Erfolgsstudien und Berichte zurückgehen, 
auch Österreich hat der WHO nicht existente Fluorerfolge gemeldet), vielenorts 
wieder eingestellt wurden wie z.B.: Kassel 1971, Graz und Steiermark 1973, gesamte 
Niederlande 1976, Saarlouis, Saarbrücken, Bielefeld 1984, Volketswil (Schweiz, ca. 
1985), Berlin-Wilmersdorf und Berlin-Charlottenburg 1985, Kärnten 1986, Budweis 
und Prag 1988, Kuopio (Finnland) 1991, Karl-Marx-Stadt (jetzt Chemnitz) 1991, 
gesamte DDR 1990/91. Die Einstellung erfolgte meist nicht wegen "technischer 
Schwierigkeiten", wie von Befürworterseite im Nachhinein fallweise behauptet 
wurde, sondenl aufgrund der schwerwiegenden Bedenken verschiedener Art. 

v) Sind Sie bereit, die Fluortablettenaktion und alle anderen 
Fluoridierungsmaßnahmen auch in Österreich einzustellen und wieder ein "von 
Fluor befreites" - ein "fluorfreies" Österreich zu schaffen? 

w) Sind Sie bereit, angesichts des nicht erwiesenen 
kariesprophylaktischen Nutzens und der fragwürdigen sowie offenkundig 
widerlegten und falschen Erfolgsberichte über die karieshemmende Wirkung 
einerseits und der zu erwartenden bedenklichen gesundheitlichen 
Nebenwirkungen der Fluortabletten sowie der beträchtlichen Unfallgefahren mit 
bereits eingetretener Todesfolge andererseits die gemäß § 11 AMG erteilte 
Zulassung als Arzneispezialität ungeachtet des zu erwartenden Protestes der 
Fluorbefürworter gemäß § 23 AMG aufzuheben? 

x) Sind Sie bereit, von der Kochsalzfluoridierung in Österreich jedenfalls 
Abstand zu nehmen? 

2.) Der Oberste Sanitätsrat (OSR) ist beratendes Organ des Bundesministers für 
Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz .. Er hat kein eigenes Büro,. keinen 
Parteienverkehr nach außen, seine Beratungen und Gutachten sind nicht 
öffentlich und haben den Stellenwert einer Empfehlung. Er steht unter dem 
Vorsitz des Bundesministers oder eines von diesem beauftragten Beamten. Die 
Mitglieder des OSR sind namhafte Mediziner, meist Klinikvorstände mit 
verschiedenen Forschungsschwerpunkten und einem Naheverhältnis zu den 
Gesundheitsbehörden nicht zuletzt zufolge der Forschunsgprojekte. Rein 
naturwissenschaftliche Disziplinen sind im aSR kaum oder nicht vertreten. 
Gutachten werden meist von einem einzigen Gutachter erstellt und d anll 
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vorgetragen. In strittigen gesundheitspolitischen Fragen wie z.B. der 
Fluoridierung orientiert sich der OSR weitgehend an ~en Empfehlungen 
internationaler Gremien wie der WHO und verschiedener (Arzte-)Gesellschaften. 
In der Fluorsache wurde der OSR mehrmals tätig, z.B. insbesondere anläßlich der 
Einführung der Fluoridierung aufgrund eines Berichtes des Leiters der Wiener 
Universitäts-Zahnkliniken,' Univ.-Prof.Dr. Driak, über Erfolgsberichte in der 
ausländischen Literatur (1956) und in der Folge zur Verteidigung seiner 
Empfehlungen (Gutachter Univ.-Prof. Dr. Flamm, Hygiene-Institut Wien, 1970), 
bei der Aufbebung der Rezeptpflicht . für Fluortabletten (Gutachter Univ.-Prof.Dr. 
Kraupp, Pharmakologisches Institut Wien, 1974), erneute Verteidigung der 
Fluoridierung 1983. 

Die Fluortabletten und ihr Wirkstoff Natriumfluorid (NaF) standen aus gutem 
Grunde jahrzehntelang unter Rezeptpflicht, NaF mit einer Einzel- und 
Tagesmaximaldosis von 2 mg NaF für Erwachsene und 5% der Erwachsenendosis 
mal dem Lebensalter für Kinder (bei Sechsjährigen somit 0,6 mg NaF). Die an 
Sechsjährige und ältere Kinder ausgegebenen und als pharmazeutische Spezialität 
registrierten Fluortabletten enthalten 2,21 mg NaF entsprechend 1 mg Fluorid 
und waren und sind somit überdosiert. 

Diese überdosierten Fluortabletten wurden bereits eineinhalb Jahrzehnte lang 
regelmäßig und täglich von inkompetenten LehrerInnen u. KindergärtnerInnen 
ohne Rezept an hunderttausende Pflichtschüler und zehntausende Kleinkinder 
abgegeben. 

Als das ELTERNKOMITEE GEGEN FLUORMISSBRAUCH Anfang der Siebzigerjahre an 
dieser ungesetzlichen, eindeutig überdosierten und gegen das Rezeptpflichtgesetz 
verstoßenden Tablettenverteilung Anstoß nahm, bestritt das Bundesministerium 
für Gesundheit und Umweltschutz in diversen Aussendungen und Dementis 
vehement die Gesetzesverletzung durch Verstoß gegen das Rezeptpflichtgesetz. 

Als sich schließlich die Steiermärkische Landesregierung im Anschluß an die im 
Oktober 1973 durchgeführte Fluor-Enquete der Auffassung des ELTERNKOMITEES 
GEGEN FLUORMISSBRAUCH anschloß und Letzteres eine Anzeige bei der 
Staatsanwaltschaft erstattete, beauftragte das Bundesministerium für Gesundheit 
und Umweltschutz den Obersten Sanitätsrat mit der Erstellung eines Gutachtens 
betreffend die Aufhebung der Rezeptpflicht für die Fluortabletten. 

Der Gutachter des OSR, Univ.-Prof. Dr. Kraupp, ging in seinem Gutachten vom 
17.6.1974 von der Voraussetzung aus, daß der OSR die Durchführung der 
Fluortablettenaktion in seiner Sitzung vom 12.12.1970 empfohlen habe und daher 
die Rezeptpflicht nunmehr (1974) aufgehoben werden müsse, damit die F­
Tablettenaktion auch tatsächlich weiter durchgeführt werden könne, nachdem 
sie bisher gegen das Rezeptpflichtgesetz verstoßen habe./\ 

Trotzdem hat der Gutachter des OSR in seinem Gutachten vom 17.6.1974, das erst in 
der Sitzung des OSR vom 14.11.1974 betreffend die Aufhebung der Rezeptpflicht ' 
behandelt wurde, seine Empfehlung ausdrücklich dahingehend stark 
eingeschränkt, daß die "besondere Indikation" - d.h. "wenn ein Erfolg dieser 
medizinisch-prophylaktischen Maßnahme erwartet werden kann" - gegeben sein 
müsse und daß es aufgrund seiner Überlegungen nicht zweckmäßig erscheint, 
"Fluoride generell von der Rezeptpflicht zu befreien". 
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Der OSR-Gutachter Prof. Kraupp hat auch ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
"vor allem bei der Tabletten-Fluoridierung sehr wechselnde Erfolgsquoten 
berichtet werden". Er hat auch eine ostdeutsche Arbeit von Prof. Künzel zitiert, es 
aber unterlassen, explizit darauf hinzuweisen, daß in diesem groß angelegten und 
gut kontrollierten mehrjährigen Fluortablettenexperiment die Karies in der 
unfluoridierten Kontrollgruppe gleich abgenommen hat wie in der fluoridierten 
Yersuchsgruppe, keinerlei karieshemmender Einfluß der FI uortabletten 
feststellbar war und Prof. Künzel selbst die Tablettenfluoridierung als 
ungeeignete Maßnahme zur Kariesvorbeugung in größeren Kollektiven 
bezeichnet hat. Zum damaligen Zeitpunkt war auch bereits bekannt, daß die von 
den Schweizer Zahnprofessoren Marthaler und König behaupteten Erfolge ihrer 
Fluortablettenstudie an Schweizer Schulkindern im Kanton Zürich durch 
unzulässige Vergleiche und Datenauswahlen von den Autoren konstruiert worden 
waren und keinerlei karieshemmender Effekt der Fluortabletten nachgewiesen 
werden konnte. 

Da die erwiesene Wirksamkeit eine wesentliche Voraussetzung für die Zulassung 
eines Medikamentes nach dem Arzneimittelgesetz ist, hätte diese Frage in dem 
OSR-Gutachten angesichts der zugegebenen "sehr wechselnden Erfolgsquoten" 
weiter untersucht und eine solche Untersuchung vom Bundesministerium für 
Gesundheit und Umweltschutz zumindest verlangt werden müssen. Der OSR­
Gutachter Prof. Kraupp hat sich indessen ganz allgemein auf Publikationen der 
WHO, des schweizerisch/niederländischen Zahnprofessors K.G. König, und der 
ORCA (eines zur Verbreitung der Fluoridierung gegründeten und ausschließlich 
von international organisierten Fluorbefürwortern beschickten Vereins) 
berufen, Ferner ist er von der Fluorempfehlung des OSR vom 12.12.1970 
ausgegangen, die sich auf das inhaltlich in wesentlichen Belangen - besonders in 
Fragen der Wirksamkeit - falsche Gutachten des Hygienikers Prof. Flamm stützt. 
Die zahnärztlichen Erfolgsstatistiken, auf die sich Prof. Flamm beruft, wurden 
vom Gutachter überhaupt nicht nachgeprüft, sondern ungeprüft übernommen 
und sind inzwischen sämtliche wissenschaftlich widerlegt. Prof. Flamm hat in 
seinem Gutachten darüber hinaus völlig aus der Luft gegriffen behauptet, für 
österreichische Verhältnisse habe sich die Fluortablettenaktion bewährt, obwohl 
er darüber gar keine Erhebungen und Untersuchungen angestellt hat und 
Gegenteiliges bereits auf dem Tisch lag. 

Wohl aber hat der OSR-Gutachter Prof. Kraupp richtiger Weise darauf 
hingewiesen, daß eine Dosierung von 1 ppm F nicht überschritten werden darf. 

Das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz hat sich jedoch an das 
Gutachten von Prof. Kraupp vom 17.6.1974 nicht gehalten und die Sitzung des OSR 
am 14.11.1974 zur Frage der Aufhebung der Rezeptpflicht erst gar nicht 
abgewartet, sondern die Rezeptpflicht für Fluortabletten bereits mit Erlaß vom 4. 
9. 1974, Zl. 159.550/1-2212-74, generell aufgehoben und den Wirkstoff 
Natriumfluorid, bisher auf Rezeptpflicht und als "Venenum ++" deklariert, 
überhaupt aus dem Österr. Arzneibuch herausgenommen und diese Änderungen 
mit Erlaß vom 10.10.1974, Zl. 52.169/24~214/2-74. auch allen Ämtern der 
Landesregierungen noch zusätzlich mitgeteilt. 

Während das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz noch im Mai 
~.973 in .~ezug auf die Vergiftungsgefahr bei Kindern mitgeteilt hat und auch die 
Osterr. Arztezeitung darauf hinweist, daß "Fluortabletten ungefährlich" seien, 
weist der Pharmakologe Prof. Kraupp in seinem Gutachten für den OSR vom 
17.6.1974 ausdrücklich darauf hin, daß es notwendig ist, "die 
Dosierungsvorschriften für die Fluoridtabletten-Verabreichung auf den 
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Fluorgehalt im örtlichen Trinkwasser abzustimmen, wobei ein erhöhter 
Trinkwasser-Fluorgehalt eine Reduktion der Dosierung erfordert". 

Während der Gesundheitsreferent der O.ö. Landesregierung, Landesrat Dr. Hartl, 
anläßlich einer Pressekonferenz in der Amtlichen ünzer Zeitumg vom 19. 4.1974 
im Widerspruch zur Auffassung des OSR-Gutachters Dr. Kraupp (und der 
Bundesanstalt für Lebensmitteluntersuchung und Lebensmittelforschung vom 
24.11.1982, die wegen der Gefahr von Knochenerkrankungen Warnaufdrucke 
gegen den gleichzeitigen Konsum von fhiorhältigen Mineralwässern auf den 
Packungen und Beipackzetteln der Fluor-Medikamente fordert), verlautbaren 
läßt: "Endlich Sicherheit: Fluortabletten absolut unschädlich", stirbt zwei Jahre 
später ein Kind in Oberösterreich innerhalb weniger Stunden trotz ärztlicher 
Hilfe an Vergiftung mit diesen "absolut unschädlichen" Fluortabletten bei der 
sehr kleinen Dosis von nur 16 mg/kg Kgw (die kleinste letale Dosis wird in der 
Fachliteratur mit 6-9 mg/kg Kgw angegeben). 

Da es in Österreich (laut Vergiftungsinformationszentrale) fast täglich zu 
Unfällen mit Fluortabletten und in einer Auswertung von 108 Unfällen bei 
Kindern in 38% der Fälle zu Vergiftungssymptomen - in einem Fall war das 
"Vergiftungssymptom" der Tod - gekommen ist, obwohl in 93,5% der 108 Fälle die 
aufgenommene Fluoridmenge weniger als 5 mg/kg Kgw betragen hat, rückt die 
trotz des ausgebliebenen bzw. völlig unbewiesenen Nutzens nach Aufhebung der 
Rezeptpflicht weiter propagierte und durchgeführte Fluortablettenaktion bereits 
in den Bereich der fahrlässigen wenn nicht vorsätzlichen Gemeingefährdung. 

a) Ist der Oberste Sanitätsrat, der kein eigenes Büro besitzt, keinen 
Parteienverkehr nach außen hat (laut Auskunft seines Präsidenten Prof. 
Fellinger) und unter dem Vorsitz des Bundesministers für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz oder in dessen Vertretung eines Beamten Ihres Ministeriums 
steht, ein weisungsgebundenes Organ? Wenn ja, wurden in der Vergangenheit 
schriftliche oder mündliche Weisungen an den OSR erteilt und welche? 

b) Dienen die Empfehlungen des Obersten Sanitätsrates vorwiegend der 
"Rückendeckung" bei der Durchsetzung (gesundheits-)politischer Ziele Ihres 
Ministeriums oder handelt es sich um Gutachten und Empfehlungen im Sinne 
eines Amtsgutachtens? 

c) Hält sich das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz immer und vollständig an die Empfehlungen und Gutachten 
des Obersten Sanitätsrates? Wenn nein, wann und warum nicht? 

d) Sind Sie bereit, alle Gutachten und Beratungen (Protokolle) des Obersten 
Sanitätsrates und nicht nur die letztlich herausgekommenen Empfehlungen zur 
Verfügung zu stellen und zu veröffentlichen? 

e) In welchen Sitzungen (bitte Datum angeben) hat sich der Oberste 
Sanitätsrat einschließlich seiner erstmaligen Befassung im Jahre 1955 mit der 
Fluorproblematik befaßt, wie war er jeweils bei der Beschlußfassung 
zusammengesetzt und wer waren die Gutachter? 

f) Wurden vom Obersten Sanitätsrat auch Nichtmitglieder zu Beratungen 
und Ausschüssen betreffend die Fluorproblematik. zugezogen, wenn ja wann und 
wer, und liegen dazu schriftliche Stellungnahmen vor? 

g) Anläßlich der Anhörung und Sitzung des Ausschusses am 16.3.1983 hat 
Präsident Prof. Fellinger die Teilnehmer gebeten, Ihre Äußeru~ngen und 
Stellungnahmen schriftlich niederzulegen und einzusenden und sollten diese 
dann denTeilnehmern zugesendet werden. Sind zu dieser Anhörung und Sitzung 
des OSR-Ausschusses schriftliche Stellungnahmen an den Obersten Sanitätsrat 
oder das Büro des OSR oder an das Gesundheitsministerium eingelangt? Wenn ja 
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welche? Wurden diese den anderen Teilnehmern zur Kenntnis gebracht, in den 
späteren Sitzungen des OSR berücksichtigt und in welcher Form? 

h) Sind Sie bereit, sämtliche seit 1955 in dieser Causa erstellten Gutachten, 
Beratungsprotokolle, und Entschließungen herauszugeben? 

i) Wer sind die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Obersten Sanitätsrates 
derzeit und wer war es in den vergangenen Perioden? 

j) Bestanden und bestehen personelle Verbindungen zwischen Mitgliedern 
des Obersten Sanitätsrates und Pharmafirmen z.B. im Rahmen von 
Forschungsprojekten und/oder Konsulententätigkeiten, wenn ja, welche? 

k) Sind Sie bereit, den Obersten Sanitätsrat auf eine viel breitere Basis· 
unter Einschluß der naturwissenschaftlichen Disziplinen wie Physik, Chemie, 
l\'lathematik, Statistik, Biologie, sowie von Ganzheits- und Alternativmedizinern 
und Sachkennern aus dem Bereich der Verbaucher, des Patientenschutzes, und 
sachkundigen Kritikern in medizinischen und gesundheitspolitischen Belangen 
zu stellen und eine entsprechende Gesetzesvorlage vorzubereiten? 

1) Ist es richtig, daß der Präsident des Obersten Sanitätsrates, Univ.-Prof. 
Dr.Dr.h.c.mult. Fellinger auch Präsident der von Pharmafirmen mitgetragenen 
Österr, Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundheit (ÖAV) mit deren Sektion 
Jugendzahnpflege (viele Jahre betreut vom Wiener Fhiorbefürworter und 
Zahnarzt Dr. Kurt Binder, Leiter der Wiener Schulzahnkliniken, Ber.ater des 
seinerzeitigen Gesundheitsministeriums, und Ausbildner der Fluorvertreter der 
Pharma- und Tablettenherstellerfirma GEBRO in Fieberbrunn/Tirol) war und 
(gegebenenfalls) noch ist? . 

m) Ist es richtig, daß der vom Präsidenten des Obersten Sanitätsrates, Prof. 
Dr. Fellinger, geleitete Verein "Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundheit" auch 
Mitglied des Vereins "Arbeitsgemeinschaft für Zahngesundheitserziehung" ist 
und eine Zusammenarbeit mit der "Österreichischen Gesellschaft für 
Zahnhygiene" (Gründer und langjähriger Vorsitzender des Aufsichtsrates: 
Direktor Otto Broschek, Inhaber und Vorstand der GEBRO KG Fieberbrunn, 
langjähriger Hersteller und Lizenzvertreiber der Fluor-Medikamente mit 
Monopolstellung) bestand und (gegebenenfalls) noch besteht? 

3.) Die Fluortablettenaktion wurde in Österreich im Jahre 1957 mit Erlaß des 
Bundesministeriums für Unterricht vom 27. August 1957, Zl. 59.436-19/1957 
"GEBRO" G. Broschek K.G., Fieberbrunn, Schulaktionen zur Fluor-Karies­
Prophylaxe, an den österreichischen Pflichtschulen eingeführt. 

In dem Erlaß werden zunächst in einer Art Panikmache die schrecklichen Folgen 
kariöser Zähne für Magen-, Darm-, aber auch Gelenks- und Herzerkrankungen 
angeführt, dann die großartigen Erfolge der Fluoridierung im Ausland (von 
denen wir heute wissen, daß sie nicht stimmen) hervorgehoben, sodann der 
Erfolg der Verabreichung von Fluortabletten gegen die Zahnfäule gepriesen und 
dann die Landesschulräte angewiesen, diesbezügliche Maßnahmen der 
Sanitätsbehörden zu unterstützen. Die im da. Dienstbereich tätigen Schulärzte 
wurden angewiesen, die Schuljugend auch über die Wichtigkeit der Vorbeugung 
der Zahnfäule durch Einnahme von Fluortabletten. als notwendige Maßnahme zu 
belehren, darüber hinaus den Lehrkörper und die Elternschaft von der 
Wichtigkeit dieser Maßnahme zu überzeugen und zur verständnisvollen Mitarbeit 
zu gewinnen. 

Mit dem Erlaß des Bundesministers für Unterricht wurden "ausgezeichnete" A(SO 
das Ministerium selbst) Unterlagen der Firma GEBRO G. Broschek, Fieberbrunn in 
Tirol mitgeschickt und abschließend, im Widerspruch dazu, angeordnet: 

9 

2795/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 27 von 42

www.parlament.gv.at



"Wenngleich die Firma Broschek die literatur kostenlos zur Verfügung gestellt 
hat, ist jedoch sorgfältig darüber zu wachen. dass mit keiner behördlichen 
Veranlassung eine Werbung für diese Firma verbunden wird." 

Hierzu ist folgender Sachverhalt festzuhalten: 

Die Firma GEBRO G. Broschek KG , Fieberbrunn/Tirol, besitzt in Österreich auf dem 
Gebiet der Fluor-Kariesprophylaxe ein absolutes .Monopol. Die Finanzierung dieser 
"Fluor-Kariesprophylaxe" und ihrer Werbung erfolgt weitgehend durch die 
Öffentliche Hand über Bund, Länder, und Gemeinden. Zeitweise waren bis zu 1,1 
Millionen Kinder, Schwangere und Stillende jährlich in diese 11 FI uor­
Kariesprophylaxe" eingebunden. 

Zwecks "Marktauswertung in der Schule" wurde von Dir. Otto Broschek, Inha~.er 
der Pharma-Firma GEBRO, die "ÖSTERREICHISCHE GESELLSCHAFT FUR 
ZAHNHYGIENE" (ÖGZ) gegründet. Dir. Broschek wurde Vorsitzender des 
Aufsichtsrates. Die Firma ist eine Werbegesellschaft der Pharma- und 
Kosmetikindustrie mit Sitz in der Werbeagentur "Hager Gesellschaft" in Wien. Sie 
stellte umfangreiches Werbematerial (insbesondere Fluorwerbung) an die 
Schulen zur Verfügung und wurde viele Jahre (und wird vielleicht noch) in 
hohem Maße von der öffentlichen Hand (u.a. für die "Zahnbeutelaktion") 
mitfinanziert (die Gelder sollen dabei vom Gesundheitsministerium und von den 
Gesundheits- und Sozialreferaten der Länder gekommen sein). 

Die vom Chef der Pharmafirma GEBRO gegründete und beaufsichtigte Werbefirma 
"ÖSTERREICHISCHE GESELLSCHAFT FÜR ZAHNHYGIENE" steht in enger 
Zusammenarbeit mit der "ÖSTERREICHISCHEN ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR. 
VOLKSGESUNDHEIT (ÖAV), SEKTION JUGENDZAHNPFLEGE", die ihren Sitz lange Zeit 
in den Amtsräumen des Bundesministeriums für Gesundheit und Umweltschutz, 
Stubenring 1, gleich neben dem Büro des Sektionschefs hatte (und noch hat?). An 
der Gründung der "SEKTION JUGENDZAHNPFLEGE" der ÖAV war auch Dir. Broschek, 
Inhaber der Pharmafirma GEBRO, beteiligt. Präsident der ÖAV ist Prof. Fellinger, 
gleichzeitig auch Präsident des Obersten Sanitätsrates, Geschäftsführer der 
"Sektion jugendzahnpflege" der ÖAV war (der inzwischen verstorbene) Zahnarzt 
und Leiter der Wiener Schulzahnkliniken, Berater des OSR-Präsidenten Fellinger 
und des Gesundheitsministeriums sowie der Pharmafirma GEBRO in Fluorfragen, 
Mitglied der ORCA (des zur Verbr(;!itung der Fluoridierung unter Mitwirkung der 
Fluor- (u.a. GEBRO), Süßwaren~ und Süßgetränkefirmen gegründeten Vereins), 
Geschäftsführer des Internationalen Dokumentationszentrums für zahnärztliche 
Fluorliteratur (eine Gründung und Propagandastelle der ORCA), Fluor-E,perte und 
nahezu einziger "anerkannter" und vom Gesundheitsministerium finanzierter 
österreichiseher "Fluor~Forscher", Prim. Dr. Kurt Binder. 

Auf die österreichischen "Fluor-Forschungen" des Zahnarztes Dr. Binder, deren 
Ergebnisse und "Fluor~Erfolge" schon vom Leiter der Iinzer Schulzahnkliniken, 
Dr. Volk, völlig zu Recht als statistischer Artefakt aufgedeckt (1963) und vom 
Leiter der Abteilung für Statistik und angewandte Mathematik an der Universität 
Wien, Prof. Pflug, als "reine Spekulation" (1991) bezeichnet wurden, stützten und 
stützen der Oberste Sanitätsrat und das Bundesministerium für Gesundheit, Sport 
und Konsumentenschutz immer noch ihre Fluorempfehlungen. 

Obwohl gemäß Erlaß des Bundesministeriums für Unterricht vom 27. August 1957 
sorgfältig darüber zu wachen war, dass mit keiner behördlichen Veranlassung 
eine Werbung für die Firma GEBRO verbunden war, wurde die 
Fluortablettenaktion so organisiert, daß die Fluorwerbung über die 
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Werbe gesellschaft ÖSTERR. GFSELlSCHAFf FÜR ZAHNHYGIENE der Firma GEBRO in 
Zusammenarbeit mit der SEKTION JUGENDZAHNPFLEGE der ÖAV erfolgte, die 
"Elternbriefe" ("An die Eltern unserer Schüler", "Liebe Eltern", usw. mit 
Unterschriften von Gemeinde- und Landespolitikern sowie ho h e n 
Sanitätsbeamten (Bürgermeister, Landesräte und Landeschulratspräsidenten 
sowie Landessanitätsdirektoren) von der Firma GEBRO erstellt und zur Verfügung 
gestellt wurden, die Schuldirektionen mit Erlaß angewiesen wurden, die Bestände 
an Fluortabletten festzustellen und mittels einer von der Firma GEBRO zur 
Verfügung gestellten Meldekarte bis zu einem Stichtag an die Firma GEBRO zu 
melden (siehe z.B. Verordnungsblatt des Landesschulrates für Steiermark jg. 1973, 
Stück 5, vom 20. Mai 1973). 

Noch 1986 hat das Amt der O.Ö. Landesregierung mit Schreiben vom 5. Februar 
1986, San - 2802/3 - 1986/Roi, an die Firma Gebro G. Broschek KG!, Abt. Fluoraktion, 
unterzeichnet "Für den Landeshauptmann: Habringer, Landesrat", der Firma 
GEBRO gewissermaßen entschuldigend seine Probleme mit der 
Fluortablettenaktion geklagt, auf seine Maßnahmen zur Fortsetzung der Aktion 
verwiesen und um Überlassung von Werbematerial ("Elternbriefe" etc.) gebeten 
sowie für die restliche Dauer des Schuljahres 750.000 Fluoridtabletten zu 1 mg zum 
Preis von S 82.500.-- bestellt (was einer Menge von 4/10 des dortigen 
Jahresbedarfes der 1. bis 4. Pflichtschulstufe entspricht, das wären 1.809.700 
Tabletten). 

Als Voraussetzung für die Durchführung der Fluortablettenaktion war von den 
Sanitätsbehörden die Kenntnis des Fluorgehaltes der Trinkwässer in dem 
jeweiligen Ort vorgeschrieben. Mit der Untersuchung der Trinkwässer (es handelt 
sich um viele tausende) auf ihren Fluorgehalt wurde jedoch nicht eine 
unabhängige Stelle, sondern die Pharmafirma GEBRO, welche die Fluortableten 
herstellte und lieferte, beauftragt. 

Die Kontrolle und ständige Überwachung der Fluortablettenaktion in den Schulen 
wurde durch die Sanitäts- und Schulbehörden Vertretern der Pharmafirma GEBRO 
übertragen. Diese Angestellten der Pharmafirma GEBRO erschienen während des 
Unterrichtes in den Klassen, überprüften die Fluortablettenbstände, die Kinder, 
Lehrer und Direktoren und beanstandeten diese auch. Beanstandungen wurden in 
der Regel vom Pharmavertreter der GEBRO auch an die Amtsärzte und 
Landessanitätsbehörden und von diesen (fallweise auch vom Pharmavertreter 
selbst) an die Schulbehörden (Landesschulrat, Bezirksschulrat) weitergemeldet, 
worauf Lehrer und Direktoren von ihren vorgesetzten Dienstbehörden häufig 
unter Druck gesetzt, schriftlich beanstandet und ihnen auch Weisungen erteilt 
wurden. Fallweise erlitten sie auch dienstrechtliche Nachteile, obwohl die 
Tätigkeit der Pharmavertreter der Firma GEBRO in den Schulen und deren Eingriff 
in den Unterricht absolut ungesetzlich und unzulässig war. 

Die Pharmavertreter der Firma GEBRO wurden viele Jahre lang oft im Werk der 
Firma GEBRO in Fieberbrunn/Tirol selbst vom Beamten und Leiter der Wien er 
Schulzahnkliniken, Prim. Dr. Binder, der gleic:hzeitig auch Leiter des Sektion 
jugendzahnpfIege der Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundheit (Präsident Prof. 
Fellinger), Berater des früheren Sozial- und späteren Gesundheitsministeriums, 
Fluor-Berater des Präsidenten des Obersten Sanitätsrates (Prof. Fellinger) war, 
ausgebildet. Zahnarzt Dr. Binder erhielt auch jene Forschungsaufträge, mit denen 
die Wirksamkeit der Fluoridierung in Österreich bewiesen werden sollte. Für fast 
alle Aussendungen und offiziellen Informationsschriften über den (behaupteten) 
großen Nutzen und die (behauptete) völlige Unbedenklichkeit der Fluortabletten 
(-Aktion) zeichnete Dr. Binder inhaltlich verantwortlich, der auch Mitglied des 
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unter Mitwirkung einschlägiger Firmen zur Verbreitung der Fluoridierung 
gegründeten Vereins "Europäische Arbeistgemeinschaft für Fluorforschung und 
Kariesprophylaxe ORCA" war. 

Als die Verflechtungen der mit der "Fluor-Karies-Prophylaxe" betrauten 
öffentlichen Stellen und Pe'rsonen mit der Pharmaindustrie (besonders der Firma 
GEBRO) sowie die ganz im Gegensatz zum Erlaß des Bundesministeriums für 
Unterricht vom 27. August 1957 stehenden Tätigkeiten der Pharmavertreter der 
Firma GEBRO in den Schulen' (und Kindergärten) vom ELTERNKOMITEE GEGEN 
FLUORMISSBRAUCH aufgedeckt wurden, wurde 1974 neben der Aufhebung der 
Rezeptpflicht für die Fluortabletten der Firma GEBRO auch eine neue Organisation 
(Verein) mit dem Namen "Arbeitsgemeinschaft für Zahngesundheitserziehung 
(AGZ)" gegründet. 

Dieser Verein übernahm nunmehr die Pharmavertreter der Firma GEBRO, 
schickte die gleichen Pharmavertreter der Firma GEBRO und Massen von 
kostspieligem Fluor-Propagandamaterial weiter in die Schulen, der 
geschäftsführende Vorsitzende wurde Prim. Dr. Binder, womit die alte personelle 
Verflechtung unter neuem Namen weiterbestand. Vorstandsvorsitzender dieses 
Werbevereins wurde der Vorsitzende der Bundesfachgruppe der Zahnärzte in der 
Österr. Ärztekammer, Dr. Brenner und danach Dr. Bantleon, in den Vorstand zogen 
der Sektionschef Dr. Krassnig im Bundesministerium für Gesundheit und 
Umweltschutz (dieses Ministerium ist zugleich Aufsichtsbehörde der 
Ärztekammer), sowie Ministerialrat Dr. Schwarz vom Bundesministerium für 
Unterricht und Kunst, verantwortlicher Referent für die ungesetzliche 
Medikamentenverteilung (Fluortabletten) und Pharmawerbung in den Schulen, 
ein. Mitglied der AGZ ist wieder die Österr. Arbeitsgemeinschaft für 
Volks gesundheit (Präsident Prof. Fellinger, gleichzeitig Präsident des Obersten 
Sanitätsrates). Für das meiste in Österreich hergestellte Propagandamaterial der 
AGZ zeichnete inhaltlich wieder der Beamte Prim. Dr. Binder, gleichzeitig Leiter 
der Wiener Schulzahnkliniken und Fluor-Berater des OSR-Präsidenten Prof. 
FeIlinger sowie Fluor-o.l'erte des Gesundheitsministeriums und der Firma GEBRO, 
veran twortlich. 

Als sich das ELTERNKOMITEE GEGEN FLUORMISSBRAUCH 1980 in dieser 
Angelegenheit mehrmals an den Herrn BundespräSidenten Dr. Kirchschläger 
wandte und ihm die Vorgänge und Verflechtungen schilderte, qualifizierte der 
Herr Bundespräsident diese Vorgänge in seinem Schreiben vom 22. August 1980, 
104.092/3, als "Vorwürfe eines fast an die Grenze der Strafbarkeit 
herankommenden Verhaltens" und bat im Hinblick darauf den Herrn 
Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz und den Herrn Bundesminister 
für Unterricht und Kunst, der Angelegenheit ihr besonderes Augenmerk 
zuzuwenden. 

Herr Bundespräsident Dr. Kirchschläger bekam zunächst ein dreiviertel Jahr lang 
von den beiden Ministern überhaupt keine Antwort und erst auf seine Urgenz 
vom Mai 1981 antwortete Vizekanzler Dr. Sinowatz ausweichend, ohne auf die 
konkreten Vorwürfe der personellen Verflechtungen und ungesetzlichen 
Vorgänge einzugehen, und stützte sich wiederum nur auf eine allgemein 
gehaltene fluorbefürwortende Stellungnahme des Bundesministeriums für 
Gesundheit und Umweltschutz. Vom Bundesminister für Gesundheit und 
Um,veltschutz selbst erhielt Herr Bundespräsident Dr. Kirchschläger auch auf 
seine Urgenz hin keine Antwort, wie aus dem Schreiben des Herrn 
Bundespräsidenten Dr. Kirchschläger vom 3. Juli 1981, 104092/5, hervorgeht. 
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Das Bundesministerium für Gesundheit und Umweltschutz betraute an Stelle der 
Firma GEBRO den Verein Arbeitsgemeinschaft für Zahngesundheitserziehung AGZ 
mit der Organisation und Durchführung der Fluorwerbung und der 
Fluortablettenaktion in den Schulen, wobei nun die Vorgänge statt direkt mit der 
Firma GEBRO über den Verein AGZ abgewickelt wurden und werden und die Firma 
GEBRO nun vom Verein· AGZ eingeschaltet wird. Der Dr. Binder nachfolgende 
Geschäftsführer Fritz Laimer soll ein früherer Pharmavertreter der Firma GEBRO 
sein, Die AGZ verschickt nunmehr die Elternbriefe und sonstiges umfangreiches 
und kostspieliges in- und ausländisches Werbematerial an die- Schulen und nimmt 
die Bestellungen der Fluortabletten auf. Umfangreiches Werbematerial wird von 
der AGZ auch an viele Angehörige der Gesundheitsberufe (Ärzte, Zahnärzte, 
Apotheker, Dentisten, Stellen des Gesundheitsdienstes und Gesundheitsbeamte, 
etc.) sowie an Privatpersonen verschickt. Das Werbematerial der AGZ deckt sich 
inhaltlich vielfach mit dem Werbematerial, das die Firma GEBRO an Zahnärzte und 
Ärzte (Kinderärzte) verschickt. Nur das Impressum ist entweder das der AGZ oder 
der GEBRO. 

Das Werbe- und Informationsmaterial der AGZ hat wegen seiner Enseitigkeit und 
inhaltlichen Unrichtigkeit schon wiederholt Anstoß erregt. So dementierte z.B. 
einmal ein bekanntes Forscherteam des Forschungszentrums Seibersdorf heftigst 
eine weithin verbreitete irreführende Werbeschrift der AGZ, in der diese 
unrichtig behauptet hatte, das Seibersdorfer Forscherteam hätte die Wirksamkeit 
und Unschädlichkeit der Natriumfluoridanwendung bewiesen und hierfür den" 1. 
österreichischen Staatspreis für Wissenschaft 1977" des Gesundheitsministeriums 
erhalten (on weiteren solchen "Staatspreisen" hat man übrigens nichts mehr 
gehört). Das Seibersdorfer Forscherteam stellte dazu im Gegensatz zur AGZ fest, daß 
es diese Art der Natriumfluoridanwendung für bedenklich hält und "absolut nicht 
der Meinung" ist, "daß Fluor keine Nebenwirkungen hervorruft lt

• Eine 
Richtigstellung ihrer gravierenden Falschmeldung hat die AGZ bis heute 
unterlassen und so der gebotenen ärztlichen Aufklärungspflicht nich t 
entsprochen. 

Neben der AGZ wurde in den letzten Jahren wieder die Österreichische 
Gesellschaft für Zahnhygiene (ÖGZ) in Zusammenarbeit mit der Österreichischen 
Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundheit (ÖAV) eingeschaltet, wobei Univ.-Prof. 
Dr. Vutuc vom Institut für Sozialmedizin der Universität Wien eine 
propagandistische und inhaltlich irreführende Presseaussendung zu Gunsten der 
Ruoridierung auf Kopfpapier der ÖGZ tätigte. 

Weiters wurde der vor wenigen Jahren gegründete und finanziell sehr gut 
dotierte Fond "Gesundes Österreich", der unter dem Vorsitz des Bundesministers 
für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz steht, mit Ruorpropaganda und 
Fluoraktionen in den Schulen aktiv. Ene maßgebliche Rolle spielt darin auch die 
Geschäftsführerin der Steirischen Gesellschaft für Gesundheitsschutz, Dr. Undi 
Kalnoky, die jene Pressekonferenz in Graz 1982 organisiert hatte, auf der unter 
Beteiligung des Zahnärztechefs in der Ärztekammer, Dr. Bantleon, der Schul- und 
der Universitätszahnklinik in Graz, Dr. Stepantschitz bzw. Prof. Tschamer und Doz. 
Städtler, sowie von Dr. Binder (Wien) und des zuständigen Beamten des 
Gesundheitsministeriums, Min.-Rat Dr. Schedy, anhand falscher Zahlen und 
Vergleiche gegen besseres Wissen behauptet worden war, die Karies von Grazer 
Schulkindern hätte sich nach Absetzen der Fluortabletten verfünffacht, obwohl 
sie in Wirklichkeit abgenommen hatte, und auf dieser Basis die Wiedereinführung 
der Fluortablettenaktion in der Steiermark vehement gefordert wurde. 
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Schließlich wurden in letzter Zeit in verschiedenen Bundesländern 
"Arbeitskreise" gegründet, in Vorarlberg z.B. der "Arbeitskreis für Vorsorge- und 
Sozialmedizin AKS", die in den Schulen Fluorwerbung betreiben und neue 
Fluoraktionen insbesondere mit hochkonzentrierten Fluor-Präparaten zur 
Lokalbehandlung gestartet haben. In Tirol soll unter auch ein klinischer 
Versuch mit fluoridiertem Kochsalz laufen. 

Die seit Einführung der "Fluor-Prophylaxe" im Jahre 1955 bisher für die Pro­
Fluor-Forschung, Organisation, Werbung, Wasseruntcrsuchungen durch die 
Firma GEBRO, Medikamenten- und Personalkosten (zur "Kontrolle" eingesetzte 
Pharmavertreter und Vereinsbedienstete) von Bund, Ländern und Gemeinden 
aufgewendteen Mittel werden auf etwa eine Milliarde Schilling (auf Basis des 
heutigen Geldwertes) geschätzt. Dazu kommen noch die horrenden indirekten 
Kosten für die Verteilung dieser Fluor-Medikamente während des Unterrichts 
durch die LehrerInnen und KindergärtnerInnen infolge des hohen 
Zeitaufwandes, nachdem lange Zeit täglich über eine Million Kinder mit diesen 
Fluor-Tabletten versorgt werden mußten. Rechnet man einfachheitshalber mit 
900.000 Kinder zu je 30 Kinder pro Klasse, somit 30.000 Klassen und nur 5 Minuten 
Zeitaufwand pro Klasse und Tag an nur 200 Schultagen pro jahr, so ergibt sich ein 
Zeitaufwand von 30.000x5x200 = 30.000.000 Minuten oder /60 von 5.00.000 
Lehrerarbeitsstunden pro jahr für diese gesetzlich unzulässige Verteilung von 
lange Zeit unter Rezeptpflicht gestandenen und von sachkundiger Seite als 
nutzlos gegen Karies angesehenen Medikamenten im Schulunterricht. Bei S 200.­
pro Lehrerstunde entspricht dies einem Gegenwert von S 100 Millionen pro jahr 
für die Medikamentenverteilung und somit seit Beginn der Aktion zusätzlich weit 
über 1 Milliarde Schilling Aufwand. 

Nach dem Arzneimittelgesetz, dem Ärztegesetz, und dem Schulunterrichtsgesetz 
sind derartige medizinische Behandlungen und Werbungen für Medikamente 
sowie klinischen Versuche (Vorarlberg) in den Schulen und öffentlichen 
Kindergärten nicht gestattet. 

a) Aufgrund welcher gesetzlicher Bestimmungen des 
L Arzneimittelgesetzes, 2. Ärztegesetzes, und 3. Schulunterrichtsgesetzes werden 
die Fluortablettenaktion und andere Fluoraktionen mittels zugelassener 
Arzneispezialitäten sowie klinische Versuche an Kindern in öffentlichen 
Einrichtungen wie Schulen, Kindergärten, und Mütterberatungen durchgeführt 
und beworben? 

b) Auf welcher gesetzlichen Grundlage werden inkompetente öffentlich 
Bedienstete wie LehrerInnen und KindergärtnerInnen sowie Fürsorgerinnen per 
Dienstanweisung gezwungen. Werbung für diese fluorhältigen 
Arzneispezialitäten in den betreffenden öffentlichen Einrichtungen zu machen 
und die Kinder regelmäßig täglich/wöchentlich mit diesen Arzneispezialitäten 
medizinisch zu behandeln? 

c) Wie hoch belaufen sich die Kosten für die gesamte "Fluor­
Kariesprophylaxe" einschließlich der Werbung und der Wasseruntersuchungen 
durch die Firma GEBRO, aufgeschlüsselt nach Kosten für die Arzneispezialitäten, 
den Personalaufwand, den Werbeaufwand. den Forschungsaufwand, getrennt 
nach Ant~ilen des Bundes, der Länder, und der Gemeinden seit Beginn der 
Fluoridierungsmaßnahmen (1955), in den letzten 20, 10, 5 Jahren, im letzten Jahr 
und in der Prognose für 1992? 

d) Welche Beträge wurden bisher der Firma GEBRO insgesamt und in den 
vorhin angeführten Zeitabschnitten zur Verfügung gestellt und wie wurde die 
"Kontrolltätigkeit" der Pharmavertreter der Firma GEBRO in den Schulen und 
Kindergärten abgegolten? 
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e) Welche Beträge wurden der Arbei~gemeinschaft für Volksgesundheit 
sowie deren Sektion jugendzahnpflege seit ihrem Bestehen jährlich zur 
Verfügung gestellt und zu welchem Zweck? 

f) Welche Beträge wurden der Österreichischen Gesellschaft für 
Zahnhygiene seit deren Bestehen jährlich zur Verfügung gestellt und zu welchem 
Zweck? 

g) Welche Beträge wurden der Arbeitsgemeinschaft für 
Zahngesundheitserziehung seit deren Gründung jährlich zur Verfügung gestellt 
und zu welchem Zweck? 

h) Welche Beträge wurden dem International Documentation-Center for 
Preventive Dentistry in Wien, Leiter Prim. Dr. Binder, (früher Deutsche 
Dokumentenstelle für Zahnärztliches Schrifttum in Stuttgart-Degerloch, eine 
Fluor-Propagandastelle der ORCA) seit seiner Gründung jährlich zur Verfügung 
gestellt und zu welchem Zweck? 

i) Welche Beträge wurden dem Fond "Gesundes Österreich" seit seiner 
Gründung in Zusammenhang mitkariesprophylaktischen Maßnahmen (Werbung, 
Zahnstatuserhebungen, Fluor-Zahnpasten und Fluor-Gel-Aktionen in Schulen 
und Kidnergärten, etc.) seit seiner Gründung jährlich zur Verfügung gestellt und· 
zu welchem Zweck? 

j) Welche Beträge wurden der Steirischen Gesellschaft für 
Gesundheitsschutz in Graz, dem Arbeitskreis für Vorsorg~- und Sozialmedizin in 
Vorariberg, und ähnlichen Organisationen in Triol, Oberösterreich, und den 
anderen Bundesländern bisher jährlich, aufgeschlüsselt nach Institution, zur 
Verfügung gestellt und zu welchem Zweck? 

k) Welche Beträge wurden dem österreichischen "Fluor-Experten" Dr. 
Binder und seinen Mitarbeitern für Forschungszwecke (welche Projekte?) 
insbesondere der Fluor-Forschung zur Verfügung gestellt und welche darüber 
hinaus anderen Personen? 

1) Welche Beträge wurden der WHO für ihre "Pilotstudie" und wann zur 
Verfügung gestellt? 

m) Welche Beträge wurden für Tagungen, Anhörungen und anderen 
Veranstaltungen zum Thema der Fluor-Kariesprophylaxe aufgewendet? 

0) Wie waren und sind das Bundesministerium für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz (bzw .. dessen Rechtsvorgänger), der Oberste Sanitätsrat, die 
Arbeitsgemeinschaft für Volksgesundheit mit ihrer Sektion jugendzahnpflege, 
die Österreichische Gesellschaft für Zahnhygiene, die Arbeitsgemeinschaft für 
Zahngesundheitserziehung, das International Documentation-Center for 
Preventive Dentistry, der Fond Gesundes Österreich, die Steirische Gesellschaft 
für Gesundheitsschutz, der Arbeitskreis für Vorsorge- und Sozialmedizin in 
Vorarlberg und ähnliche Organisationen in anderen Bundesländern rechtlich 
konstruiert und organisatorisch sowie personell verflochten und wer waren und 
sind die Führungspersönlichkeiten (Aufsichtsräte, Vorstände, Geschäftsführer, 
Präsidenten, entsandte Vertreter, etc., und deren Stellvertreter) in den vorhin 
genannten Institutionen und Organisationen? 

p) Wurden die an Herrn Bundespräsident Dr. Kir<::hschläger herangetragen 
und von ihm als "Vorwürfe eines fast an die Grenze der Strafbarkeit 
herankommende'n Verhaltens" qualifizierten Sachverhalte und Bedenken vom 
Herrn Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz sorgfältig überprüft, 
wenn ja, mit welchem Ergebnis und mit welchen Konsequenzen, und warum 
wurde Herrn Bundespräsidenten Dr. KirchschIäger in dieser Causa nicht direkt 
geantwortet, sondern erst nach Urgenz und einem Dreivierteljahr eine 
ausweichende, auf die Vorwürfe überhaupt nicht ein geh end e 
fluorpropagandistische Stellungnahme an den Herrn Vizekanzler Dr. Sinowa tz 
abgegeben? Sind Sie bereit, die betreffende Stellungnahme vollinhaltlich 
vorzulegen? ... . 

lS 
2795/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original) 33 von 42

www.parlament.gv.at



'~'daafldredr<ro' tn.......,..deH bd uhnarzllidlrn dr, ArnoJ,.rnzahnfüllung.n. Z. 4~8.;~~·;;, ;; 
•. -. . ~ t>t.:>&. UMllntl. Z. JI. 799 ('966). "9J8J. 
. ~,.j\.: DiJ Cqfah,lJcI\h.11 cke QuedllUbc.damprn. u. StOCK. A.: Die ehronl .... ' Qucdt.Ubcr. und Amafgam. 

'! 'f .,. ~. CIt2a. ", of6t (1911). • - v.'Siflung. Z.hn~rzd. Rdocl\. 4'. '1' und ~) (I,,,). 
.;-;.' \ . . 

# Awa.rl(t ilttl1 Ver!,merS1: Dr. Reinhold Mayer, Akad. Rar. Klinik und Poliklinik für Zahn·, Mund- . 
N~d Fef~lcrllnkhe;'en der Unit1~sitat Tübi'!gen,74 Tiibingtn. Osianderst,ape ~-8 '. 

\... ,,~ " • J • 

!. "~Oluir': Zu d~ Beitrag dH Kollege l.iAnll mödue idl folgendes einwenden: Die M~dhähl~ . 
\i... Witd ntidt~t, o~r in der Weise, daß es ein gt$cb!ossener Raum sein 11011. Das ist a~r bei der 
~a.ndhahlttheineswtß1l der Foll. Es besteht dort die Verbindung mir der Außenwelt. Zweitens wird 

bei der V«wmdung der Turbine vemadllässigt, daß Gidldie Quedcsilberkonzenrration durdl die: 
Tu~ der Luft sehr .mnell verringert. Dem üblidl gebraudlten AbsQugsppuat wird hel ne . 

. RedmWII getragen. I&. glaube, doß man vorsiduig tein muß, aus diesen teils theoretis&.en IUnter- . 
sudaungen lIU weitgehende Sdilü'se für die Prllllill zu ziehen. Es wurde mehr oder weniger sulJ8tlrittrt, . 

r dd In der Frtmhl die Quedcsilberdampvergiftung eine Rolle fpielen könnte. 
J , . • 

Herr MAnx: I&. wollte Herrn MAYEIl nur fragen. wie alt seine Füllungen bei den· Experimenten 
warm, denn du Alter der Füllung dürfte ja eine erheblime Rolle spielen. 

SdlJaBwort von Herrn MAYllt: Zu der e~ten lFrage. SdtluRfolgcrung für die Praxi9, moo.te ich_: 
nur ~eI Jagen: ich muRre audl hier aug Zeilgründen mandtes unterschlagen: im darf Ihnen Ilbei ,. 
eine!! verilmem, diHe Venudlsanordiiung ist dazu geeignet. gerade auf kleinstem Raume Unter· 
sumv.ngen durduuführen. Dieselben Untersu&.ungen haben wir bereits Im Patienten durdlgefühtt, 
.Ie erbringen dlHelben Ergebnisse. Die weitere Bemerkung zur Quedlsilbervergiftung moo.te im 
nur IIOWeit ~lIntworten: Selbst wenn diHe Werte in diesem kurzen Zeitraum, wo sie Ilufmten, 
weit übtr dem \108. MAK·Wert liegen, für die Praxis Gind sie ungefährlim. Allerdings, wenn Sie 
edlr viel Amalgam verarbeiten und das haben wir berehs vor 4 bis 5 Jahren unter KlIÖNCItE und 
dann cu&. KIETTEIlL na&.gewiesen. entsteht im Raum eine Konzentration im laufe dH A~ltstagH, 
die W. Ober den MAK-Wert ansteigt. Sdiließlidi zu der Frage: Alter der Füllung. Dsrü~r waren 
wir oeIbot i1~rrascht, daß das Alter der Füllungen !leine Rolle Gpielt.· . '. 

Aus dor ProlhotiBChon Abloilung (leilaf; Prof. Cr. P. 11101) der Polihlini" und \(Iinih 'ü' lohn., Mund. und Kio'or. 
"ronltheilon 10irohlol. P,of. 0,. Dr. D. Houn'oldor) der Woslfllliuchon WilholmB·Univo'Bitlil MOnula' .. 

Die WiIrkllllng von HaIogemolrnen 311llf die D~id1ltell'l1 
von Amaigamflillungen 

VOM I. MAnnotIs UHD E. P/EPtNSTOClt 

Auf den Obnflämen vön Amalgamen bilden sich In zahlreimen Elektrolyten De&smimten. Dies 
trifft .um für den Spei.md und für eine Polyphosphat.Kalium·Lösung zu, die wir ,tatt Speimel für 
Venuche in vltJ'O verwendet haben. Diese Dedcschidlten, die ein edieret Verhalien des Amalgams 
bewirken. "teilen aJlIO gewissermaßen einen Selb5tschut~ dar, indem eie die Oberfläme dH MetaUs 
abdedten und dao Inlöfunggehen weilerer Ionen ersmweren. Da bei der Bildung der DedtiJ<hi&.ren 
Elektronen verbraumt werden, steigt das Potential entspremend deren Ausbildungsgrad an. 

~~1l " 
1ft lLalro;rveroumen fanden wir dabei folgende GesetzmäRigkeiten: Fehlt die Dedtsdtidtt, 110 I)teUt 

oidl &w ~te Potential ein. und zWar mit einem Wert von etwa - 600 mV, gemessen gegen eine 
~~ tcn1omelehtrode. Innerhalb einer Stunde Bteigt mit der Ausbildung der De&sdti&.t daß 
~dal aal ~a -100 mV an. Die aum nur stellenweise Zerstörung der IRdtll<himt bewirkt einen 
aprun~often AbfaU, dem jedodt glei&. wieder ein Anstieg folgt (Abb.1). Aus der Gleidlartiglteit 
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Abb. 1. Ruh~p"telltial Jes Am/dgams. Ag-arm. unpoliert in Polllpholphlltlcalium, gmtlrUt1l 8'1" 
Kalomtl. nach jeder Stunde u'"rde die Dtdcsmicht b~sei'igt. 
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IIbZ,. 1. R,IIhtpotential des Amalgams, Ag-.rm, poliert. in Polllpho6I'h/J'&lIlillm, gemegsq,. I'Btl 
Kalomel. nam jeder Stunde wurde die Dedcsmicltr beseitigt. . 

i 
. der Kurven kMn man ouf dne gewigce Geoertmlißiglteit bei der Bildung der Da:fu)(hl&'e&;iil ~ 

Der Silbergehalt der Feilung und die Menge den Hg-ZulllllUO bmn8uoem die ~ Wirt 
in hum meßbarer Weise. Wohl8ber ist das Potential obhänp3 von der l!auhighd~ h ~ 
und zwar verhält ,im die polierte Probe edler al, die unpolierte (Abb. 1). ;eI Mn ~ 
in der Mundh&hle fanden wir gnmdsätzlidl die gJelmen Vorg1!nF, ~m oie dem Gil'i7C3 . 
dämpfter ablaufen. ., : " ..... .,' .... ' 

!Da ee für die End!einung, daS oim die polierte Füllung hinoi&ldidt der A~ clhl 
410 die unpolime, unseres WIssenIlI noch keine plauoible Erldl!l'UJ\3l;i~ und da d!a ~ 
dunh gerinsste mechanische Einwirkungen verletzt wird - die ~ vm.nle c!& ~ W 
unpolierte ;.., wurden aUe nadtfolgmd betdlridm\en Venume mla UJ\~Uer'llim ~, dil2 mit 

Sdimirgel der KiSrnung(,lo seglättet waren, dunhgeführt. .' ;~, .. ;~.' :!:···/·i~i:: . 
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Abb .. J.Ruhepottntiai des AmalKams in polyphosphatkalium, in JO/o NBr, ill 29/0 KBr. ifi sO/o N~ 
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JlIei den u~_ mit halogenidhahlgm Eldmolyrm flrbeiteten wir zunäd151 mir ao;Mf 
nOfoltpzn Nlild-l..&mta- Aum bd dienn VerDumm wurde die Probe nach jeweils ll'iner Stunde ~r. 
&&tU&!. lllIgd'riJcht. Die ErsroniDIIe Qind in Abbildung .3 dllrge5tellt. Im Vergleich mit dem Vemllltm 
00 lfrob.: in Polypboophatkalium erhennt man folgenden Unternchied: Die Anfnnguwrrte liep 
lSWor wc:bt ganz 00 tkf, der Arutleg deo PotenliQI5 nach der mechanl9<hen B<arbeirung ah Aulldmd! 
der ~ungstdtlchtbildung bleibt aber aUD. • 

lln &er l%lgm NaF-lösung vll'mlllt sich dS9 Amlllgam besonders negaliv. Die An(ang9werte liegm 
~ ll'tWEl- 600 mVi in der StWlde noch der mec:bsnloc:ben Einwirkung sinkt das Potential noc:b gering. ' 
~ wdilU ab. In der l%igen KBr-Lösung fanden wir Anfllngswt'rte von rtwll- HO mV; e1) folgtll' •. 
dn ~8ff Potentirullnotieg. Um etwa 100 mV edler, aber 90nH gleich verhält ,im die AmIlJgllm-:' 
,rohe in drr lQ/elgm lKJ-Lösung. . 

lE1ne Vallnderung der Ifa!ogmionenkonzentrotion hat keinen we5entlic.en Einfluß auf die AuE- ,. 
~ den Amalgoma, Am Beispiel der ChlorIonen gel dieser Sadwerhalt erläuten. In der lo/aifJf'lO : 
lid-lösung vemäit Dich die Probe annähernd gleich wie in der o,lO/oigen NaCI-lösung, obwohl 6n 
der 1<lT9tn'm d09 lofac:be on Chlorionen enthalten ist wie in der letzteren. 

lEret eine ~hr Dtorlte Reduzierung der (I-Ionen (o,oot'/e NaCI) bewirkt ein geringfügig edleres 
Vuhll1tm der Amal3llmprobe. Demnodt !i<heint mllein t'ine geringe 1I.1ogenlonenkonzentralion.Z1! 
genOgen, um die Bildung von DcdIoc:bidtten zu verhindern, wcsentlidt zu verrogern oder die lDe&­
e&udueil durdtg!ngiger zu machen. 

lEine mtl<Te Ftlltolellung oc:bdnt erwähnenswert. Auch in halogenidhahigen Elektrolyten hebm 
der SUbcrgdtalt der Feilung und die Menge des Hg-Zusatze, kaum einen Einfluß auf die Aufladung '. 
der AmalijamfilJlung. 

S~6mli 

Da eil Dich bei drn Potentialen, die wir im Munl!e an metallisdten Füllmmlerialien messen, um 
atotl9c:b.e Au&d~n handelt. die den Pitienten nldtt $c:bädigm, sind sie nur indirekt von Intemee. 
Von gröBeIW ~lUng sind die Ströme, die von soldten Potentialen verufS.dtt werden können .. 
fllr entllp~de Meuungen benötigt mon eine zweire Ekktrode aUD einem I.UIderen Material 010 

Amlllgnm, ~eil zwei AmDlgamproben in halogenidhahigenl.ösungen kaum eine Potentillldiffermz 
oufweisen, zwioc:ben ihnen oomit auch kein Strom flieHen kann. Die nforderlidte zweite Elektrode 
krtistm wir oua lRgulor M an, dessen Potential in hologenidhaltigen Elektrolyten um - 50mVIi~. 

Bei der Wohl du Größe der Elektroden versuchten wir versdtiedene Situationen in der Mundhöhk 
n~. Zut'ret arbeitetm wir mit .Proben von 10 mmQ freier Oberfläme, die zentralen FaUun-
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Ab". 4· Stromflllp zwismen Gold- lind Amalgolrnprobe (je 20 mmD Oberfliime) i/l versdaiedelltn 
['ekt,ol1Jtllli. . 

. Abf;., J. Stv-fl"P zwigmen Gold· lind Amalgamprobe (je 180 mmD Oberfliidae) in versa.iederten 
i Elektrolvten. 
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~::~~;i21mt;~:;: :::p;::::~t~:I:I::::~::~u;::~~O::~ Ströme, d:: :f':~' . 
etw!': 10 pA. hißen, die. aber sdton nadt einer Minute auf etwa 2 pA abgefallen waren. Nac:b 
hnlben Snmde war ~bemaupt kein StromßuB mehr nadtweisbar. 

In halogenidhaitigen Elektrolyten waren die Werte für den StromfluB dagegen emtbUch 
gröBen. Neben erliÖhten Anfangswenen beeindruckt vor anem der annähernd konotante Douen 
in den genannten lösungen von Chlor, rluor und Brom (Abb.4). Die Jodlö,ung uni1:re<hei.&t 
in ihrer Wirkung kaum vom Speidtel. 

In einer weiteren Versuchsreihe wurde die kleine Amalgamelektrode von 10 mm9 gegen eine 
von 180 mm2 ausgetausdtt. Dadurch solhe eine Mundsituation imitiert werden, bei der crln RI'Itr 

Goldinlay mit mehreren sim berührenden Amalgamfüllungen Kontakt hat. Die entllpredten 
Strommessungen führen jedoch zu den gleidten Resultaten, wie sie in Abbildung 4 datgrlltellt 
Daraus kann man sdtlielkn, daa die Gröae des Stromes abhängig ist von der GröBe der 
elektrode. Den anodie<hen Vorgängen an der Amalgamelektrode muB nämlich ~n lxathodil1<her V' 
gang an der Goldelektrode entspn:dten. Ist die GolJelekuode klein, so sind auch die UmKtzuJli 
vorgänge gering. 

"--'Einen weiteren Beweis hierfür lidert die folgende Versudtsreihe, bei der auch die GoldeMu 
~.tf II 80 mm2 vergräBert wurde. Erwartungsgemäß stellu:n sidt entsprechend höhere Stromwerte 
(Abb·S). 

Audt in dieser graphisdten Darstellung wird deutlidt, daß in den halogenidhaltigm Löo 
zwitdttin den beiden metallismcn Füllmalerialien ein ungleich stärkerer Strom RieBt als in 
Polyphosphat-Kalium-Lösung. Die korrosive Wirkung der ilalogenionen ist jedoch unteradtledl 
der stärkste Effekt geht von Fluor aus, der geringste von Jod, während Chlor und Brom eine Mi 
stellung einnehmen. I 

Dle1cuulon 

Die mitgeteilten Ergebnisse beweisen, daß den Halogenionen bei der Korrosion der ADUlI 
eine besondere Bedeutung zukommt. Zwisdten verschiedenen Amalgamproben AieRt in Italal 
haItigen Elektrolyten bei Kurzsc:bluß deswegen kein oder nur ein ganz geringer Strom, weil 
Potentialdifferenz zwismen ihnen nur gering ist. Wird aber eine Amalgamprobe mit einer Goldp 
kurzgesdtlossen, so entsteht ein beträdttlicher Dauerstrom. Die Korrosion de5 Amalgamo ist um 
stärker, je kleiner seine F1ädte im Vergleim zur Golddelurode ist. MuB eine kleine probe die I~i 
für den Strom lidern, so ist der Substanzverlust um so größer. 

Audt ohne Kontakt mit einer Goldelektrode verhält sim das Amalgam in halogenidhai 
IV Elektrolyten aktiv, weil bei konstant niedrigem Potential vennq:hrt Ionen in Lösungen gehen, 
. '11 sich in einem Gewimtsvcrlust der Probe bemerkbar mamt. 

ZuaZl~imenr~llgung 
~ In experimentellen Untersumungen wurde festgeste1lt:daß Amalgam In halogenidhalriße1\ lös 

m einer verstärkten Korrosion unterliegt. Als Ursadte hierfür wird angenommen, daS die Ha 
ionen die Bildung von Drotsdtidtten, die in halogenid freien Elektrolyten ein relativ edleo VemaJ 
des Amalgams bewirken. verhindern oder stark verzögern. 

• '·1', . SummZlry' 

Experimental studie~ ,tisdosed that amalgam is 5ubj«t to inereased corroslon In oOlu 
containing halngenide. It is assumed thaI Ihis is eaused by the halogen ioru preventins 
strongly retarding the dcvclupment uf (Ilver Ia)'~'rs whidt eause 0 relallvrly SIle behavlor 
amalgam in elcctrolytes nf halugenides. 

IU(lIame 

On a COn5(31.:. lors .1·clu.Jes experimentalcs. que l'amalgame e5t $oumis. en solution. COß. 

de l'halogenure. ;i une (orrosinn renforcee. On suppose que Ja eause en est le foh que 'kn 
halogenes em~mcnt Otl rClardeRt eonsiderablement 121 formation de coucheo de couverture c;r 
auxquelles l'amalgal\1e sc '"'l\1l'nne sensiblemenl eomme 1\10 meta! prkieux. ' 

A,m.,,,ift ,i ., \',., fM~rr; r,;t·.·/l •• :. Pr. K. M'lf",ko,s Im" n,. E. Pitpenslock. PoW,firtik lind Klirt 
.. ' ". , ". I .,. ·.11 .• :..... ., •• : .••. !". ItVr<tl, RII,.,.,.f("th,~'rIJß~ J7G. 
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----~- .. _~ ~,' 

,- Ullmr TmnwANN: Im m(l .. t.I~ IV!!'rrn MAanalla~ frllgen. ob er no&! eine ~ndere Erklärung als die 
i~lonoerodteinungnt für dl<t eudl IJ.llmo&! brobemttte Wirkung der Elemente Amalgam und 
i~ Mi. da die Amalgamfüllung bnkmderß ht'i einem I<untalu im Approximalraum vidfam sekun­
I~ KDril1O, inDbesondere am gingh'slen Rand ztigt. 

I $&d1Jß\<10rt von Herrn MAnuo3s: Wenn ratsämlim zwismen Gold und Amalgam ein Kontakt 
i~8dI11. fließt ein Strom. Dafür sind Ionen notwendig, also ist eine Auflösung des Amalgam not­
:~ig. Nun ist wohrsmeinlim, daR die Stabilität der Füllung an den Rändern am geringsten ist. 
;1Doo orimmt üht'rein mit den zwei Bildern der polierten und unpolierten Probe. Im hilbe zwar gesagt. 
1&B llßlIrI dafür k<tine Erhlärung hst. Es ist Ilbzr anzunehmen, dall das Gitter instabil ist und daß 
: fi'Zl'ade on der Stelle die Ionen in Lösung gehen, die für den StromOuß benötigt werden. Das würde r""""" ."ttiM';""", W'tt .b" • .,. ..... ,In V., .... du K.~I~ 

-\t:o 40, 1C0noo",io,ondGn Abtoilung (leite" P,o'. D,. D,. W. 1(0110,1) du' IClinih 'ü, Zahn., Mund. und lCiG'.,.,onlt. 
IIOiIca da, Univo,ui'dl MoinllDi,ehlo" P,o'. Dr. F. Jung) • 

Ilr~~dmmtcfUle hisaoiognsche UnielJ"SaIlchwllllgell1 über Mer-Don 

V«Pr c. POTlIMANI\I 

!tune eigene ldinisd.e Errrobung des Füllungsmaterials !\Ier·non an 78 Zähnen hatte ergeben, da8 

8. doo Material nidle al9 farbbeständig bezeimnet werden kann; 
1l.liIruh einer lie~lluer von einem ,ahr etw;, ein Priud der Füllungen keinen allseitig einwand­

lTreim RondodtluB mehr aufwiesen; 
j). ~ !Füllungen im Molarenbereim sim deudidle Abrasionsersmeinungen zeigten. 

~fZIl<ZO kliili!l&te Ergebnis kann nur im Vergleim mit den üblimen plastismen Füllungsmsterialien 
@Zt:I~ werden. die ebenfalls krine iJealm RC5uhate erziden lassen. Während der Kontrollzeh 
VG3\ c<inem Jahr !tonnten wir, obwohl ieilweise auf eine spezielle Unterfüllung verzimtet wurde. in 
hänlZm Fan daG Auftreten einer akuten Pulpitis oder einen zwismenzeitlim erfolgten Pulpentod 
kmntellen. Die Prüfung war mittels [)enWtesi erfolgt. Ober die Putpensmädlimkeit von Füllungs­
mo~riQlien !lann auEgrund klinisdlcr Untersumungen nur bedingt ein RüdcsdlluR gezogen werden. 
Enac&.eidend ist der Zustand des Zahnmarks im histologismen Bild. Mer-Don stellt ein Füllungs­
material auf Kunststoffbasis dar. und wir wissen, daR alle diese Materialien das Zahnmark bei 
dorrehtem Kontakt mit dem Dentin zu sdlädigen vermögen. . 

[g wurden daher Tierversume an Osburne·Mendd·Ratten vorgenommen. Da die Rattenmolaren 
,u~rordentlim klein sind. erfordert die Präparation eine Einarbeitungszeit sowie spezielle MaR­
.oahmen. In einer Versumsrcihe wurde die I'räpa:ation mittels Fissurenbohrer bei einer Umdrehungs­
li!aM von 8000 Touren durmgerührt. Die entsprechenden Miniaturbohrer wurden bis euf 1 mm 
aiil ihm' Spitze mit einem Kunststuffmantel versehen. Dadurm konnte die Eindringriefe des Bohrers 
olll!f dieu Stredte ~sdlrällkt werden. 

An vier Tieren wurden jeweils die oberen ersten und zweiten Molaren, insgesamt also 16 Zähne, 
mDR IZrItopredtenden Kavitäten und Füllungen \"ersehen. !)je Tiere wurden durdt Injektion von 
11.j) ml [viran.Natrium-Lösung intramuskulär in Narkose versetzt. Die Präparation erfolgte aus 
redhniod)en Gründen ohne Spra}·.l<ühlung. Es wurden zentrale Kavitäten von einer Länge von etwa 
11 ~io a mm gesdlaffen; mit etwas pulpenwärts divergierenden Wänden. In Iteinem Fall erfolgte eine 
a111liDizidle Eröffnung des Zahnmarkes. Oie vier Tiere wurden nam J, 4. sund 6 Wcxhen getötet. 
NaM der üblidlen histologismen Verarbeitung wurden Sdmilte von 20!' Didce hergestellt und 
mftRtlZIo lHaetnQtoxilin-Eosin nam Delafield gefärbt. 

:ltam Vergieim wurde bei jedem Tier von den unteren Molaren jeweils ein unbehandelter Zahn 
hlatclogio&t verarbeitet. Bei diesen Zähnen fiel auf. daR 

0) die Jl>ulpm vital und ohne pathologisdle Veränderungen waren, 
!lID uegmJoive Ver1inderungen fehlten und 
c) die1lC Zähne kilweise Sekundärdentinbildung aufwiesen_ 

-. 
.. i 
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